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170 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 17. April
1984 über die Studienordnung für die Studien-

richtung Soziologie
(Studienordnung Soziologie)

Auf Grund des Bundesgesetzes über sozial- und
wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtungen
vom 20. Jänner 1983, BGBl. Nr. 57, in Verbindung
mit dem Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz,
BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 116/1984, und dem Bundesgesetz über geistes-
wissenschaftliche und naturwissenschaftliche Stu-
dienrichtungen, BGBl. Nr. 326/1971, zuletzt geän-
dert durch BGBl. Nr. 59/1983, wird verordnet:

I. ABSCHNITT

E i n r i c h t u n g

§ 1. (1) Der sozial- und wirtschaftswissenschaftli-
che Studienzweig der Studienrichtung Soziologie
ist an den Sozial- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultäten der Universitäten Wien und Linz
einzurichten.

(2) Der geisteswissenschaftliche Studienzweig
der Studienrichtung Soziologie ist

1. an der Grund- und Integrativwissenschaftli-
chen Fakultät der Universität Wien

2. an der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät der Universität Graz und

3. an der Geisteswissenschaftlichen Fakultät der
Universität Salzburg

einzurichten.

II. ABSCHNITT

S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d
S t u d i e n d a u e r

§ 2. (1) Das Diplomstudium der Studienrichtung
Soziologie besteht in beiden Studienzweigen aus

zwei Studienabschnitten in der Dauer von je vier
Semestern.

(2) Die zuständige Akademische Behörde hat auf
Antrag des Studierenden die Inskription von einem
Semester in einem der beiden Studienabschnitte zu
erlassen, wenn der Studierende die im Studienplan
vorgesehenen Lehrveranstaltungen innerhalb der
verkürzten Studiendauer inskribiert und die Vor-
aussetzungen für die Zulassung zur ersten Diplom-
prüfung oder zur letzten Teilprüfung der zweiten
Diplomprüfung erfüllt hat.

(3) Der erste Studienabschnitt dient der Einfüh-
rung in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
sowie der Einführung in rechtswissenschaftliche,
geisteswissenschaftliche und formalwissenschaftli-
che Fächer, die eine Grundlage für das Studium der
Soziologie darstellen.

(4) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
mittlung und Vertiefung jener Kenntnisse, durch
die die wissenschaftliche Berufsvorbildung sicher-
gestellt wird.

(5) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r im
e r s t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 3. (1) Im ersten Studienabschnitt des sozial-
und wirtschaftswissenschaftlichen Studienzweiges
sind insgesamt 80 Wochenstunden, davon nach
Maßgabe des Studienplanes 70 Wochenstunden aus
den Pflicht- und Wahlfächern (Abs. 2) zu inskribie-
ren. Die nach Inskription der Pflicht- und Wahlfä-
cher auf die Gesamtstundenzahl (80 Wochenstun-
den) noch fehlende Zahl von Wochenstunden ist
durch Inskription von Freifächern (§ 15) zu erfül-
len. Die im Studienplan empfohlenen Freifächer
sind besonders zu beachten. In jedem Semester sind
jedenfalls mindestens 15 Wochenstunden zu inskri-
bieren.
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(2) Während des ersten Studienabschnittes des
sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Studien-
zweiges sind aus den folgenden Pflicht- und Wahl-
fächern zu inskribieren:

(3) Im ersten Studienabschnitt des geisteswissen-
schaftlichen Studienzweiges sind insgesamt
50 Wochenstunden, davon 42 Wochenstunden aus
den Pflicht- und Wahlfächern (Abs. 4) zu inskribie-
ren. Die nach Inskription der Pflicht- und Wahlfä-
cher auf die Gesamtstundenzahl (50 Wochenstun-
den) noch fehlende Zahl von Wochenstunden ist
durch Inskription von Freifächern (§ 15) zu erfül-
len. Die im Studienplan empfohlenen Freifächer
sind besonders zu beachten. Einschließlich der
kombinierten Studienrichtung, des kombinierten
Studienzweiges oder der gewählten Fächer (Abs. 5)
sind in jedem Semester jedenfalls mindestens
15 Wochenstunden zu inskribieren.

(4) Während des ersten Studienabschnittes des
geisteswissenschaftlichen Studienzweiges sind aus
den folgenden Pflicht- und Wahlfächern zu inskri-
bieren :

(5) Der geisteswissenschaftliche Studienzweig ist
unter Anwendung des § 3 Abs. 1 und 2 des Bundes-
gesetzes über geisteswissenschaftliche und natur-
wissenschaftliche Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 326/1971, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 59/1983, mit einer zweiten Stu-
dienrichtung, einem zweiten Studienzweig oder
sonstigen Fächern zu kombinieren. Im Fall des § 3
Abs. 2 des Bundesgesetzes über geisteswissenschaft-
liche und naturwissenschaftliche Studienrichtungen
darf die zuständige akademische Behörde die
Zustimmung nur erteilen, wenn durch die nach der
genannten Gesetzesstelle hinzugewählten Fächer
der geisteswissenschaftliche Studienzweig dem
sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Studien-
zweig hinsichtlich Umfang und Anzahl der Prüfun-
gen zumindest gleichwertig ist. Eine Kombination
nach § 3 Abs. 2 des Bundesgesetzes über geisteswis-
senschaftliche und naturwissenschaftliche Studien-
richtungen ist insoweit unzulässig, als sich die hin-
zugewählten Fächer ganz oder teilweise mit einem
der gemäß Abs. 2 inskribierten Fächer decken.

(6) Die Studienkommission hat bei Erlassung des
Studienplanes darauf zu achten, daß die gemäß
§ 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes für die Zulassung zu einer Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung erforderliche Teilnahme an
vorgeschriebenen Übungen, Proseminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Kon-
versatorien den ordentlichen Hörern insoweit
bereits ab dem ersten Semester des ersten Studien-
abschnittes ermöglicht wird, daß die Ablegung der
Teilprüfungen der ersten Diplomprüfung in gleich-
mäßigen zeitlichen Abständen bis zum Ende des
vierten Semesters möglich wird.

Z u l a s s u n g z u r e r s t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 4. (1) Die Zulassung zu Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung setzt die Inskription der vom
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Studienplan für das Prüfungsfach vorgesehenen
Lehrveranstaltungen und die Erbringung der im
Studienplan gemäß § 27 Abs. 2 AHStG vorge-
schriebenen Leistungsnachweise aus diesem Fach
sowie die Inskription und Teilnahme an der Orien-
tierungslehrveranstaltung gemäß § 3 Abs. 2 Z 7
bzw. § 3 Abs. 4 Z 5 voraus.

(2) Die Zulassung zur letzten Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung setzt auch die Absolvierung
aller Vorprüfungen sowie den Nachweis der
Kenntnis einer für das Studium der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften wichtigen lebenden
Fremdsprache voraus. Wird diese Kenntnis nicht
durch ein Reifeprüfungszeugnis (§ 7 Abs. 1
AHStG) nachgewiesen, so ist sie in Form einer
Ergänzungsprüfung (§ 7 Abs. 4 AHStG) nachzu-
weisen.

E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 5. (1) Im sozial- und wirtschaftswissenschaftli-
chen Studienzweig sind im Rahmen der ersten
Diplomprüfung

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Grundzüge der Soziologie und der empi-

rischen Sozialforschung;
2. Grundzüge der politischen Ökonomie

unter Berücksichtigung der neueren
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte;

3. Staatslehre und Grundzüge des öffentli-
chen Rechts;

b) Vorprüfungsfächer:
1. Grundzüge der angewandten Mathematik

und der Statistik für Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaftler;

2. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-
genden Fächer:
Grundzüge des Strafrechts,
Grundzüge der allgemeinen Betriebswirt-
schaftslehre;

3. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-
genden Fächer:
die gewählte Fremdsprache,
Grundzüge des Privatrechts.

(2) Im geisteswissenschaftlichen Studienzweig
sind im Rahmen der ersten Diplomprüfung-

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Grundzüge der Soziologie und der empi-

rischen Sozialforschung;
2. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Grundzüge der politischen Ökonomie
unter Berücksichtigung der neueren
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte,
Staatslehre und Grundzüge des öffentli-
chen Rechts;

b) Vorprüfungsfächer:
1. Grundzüge der angewandten Mathematik

und der Statistik für Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaftler;

2. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-
genden Fächer:
Sozialphilosophie,
Wissenschaftstheorie,
die gewählte Fremdsprache.

(3) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamtprü-
fung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern mündlich abzuhalten ist. Die Stu-
dienkommission kann im Studienplan aus pädago-
gischen Gründen an Stelle der mündlichen die
schriftliche Abhaltung der Prüfung vorschreiben.

(4) Wenn der erste Studienabschnitt nicht in der
im § 2 Abs. 1 vorgesehenen Zeit von vier Semestern
abgeschlossen worden ist, sind die beiden folgen-
den Semester gemäß § 20 Abs. 3 AHStG schon für
den zweiten Studienabschnitt einzurechnen. Inner-
halb dieser beiden Semester sind unter Beachtung
der besonderen Zulassungsvoraussetzungen (§10
Abs. 3 AHStG und § 7 dieser Verordnung) die
Absolvierung von Lehrveranstaltungen und das
Antreten zu Prüfungen des zweiten Studienab-
schnittes zulässig. Dies kann für bestimmte Fächer
im Studienplan auch über das sechste einrechen-
bare Semester hinaus gestattet werden, sofern
wenigstens ein Großteil der ersten Diplomprüfung
bereits abgelegt worden ist.

(5) § 3 Abs. 5 ist anzuwenden.

P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r im
z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 6. (1) Im zweiten Studienabschnitt des sozial-
und wirtschaftswissenschaftlichen Studienzweiges
sind insgesamt 72 Wochenstunden, davon nach
Maßgabe des Studienplanes 60 Wochenstunden aus
den Pflicht- und Wahlfächern (Abs. 2) zu inskribie-
ren. Die nach Inskription der Pflicht- und Wahlfä-
cher auf die Gesamtstundenzahl (72 Wochenstun-
den) noch fehlende Zahl von Wochenstunden ist
durch Inskription von Freifächern (§ 15) zu erfül-
len. Die im Studienplan empfohlenen Freifächer
sind besonders zu beachten. In jedem Semester sind
jedenfalls mindestens 12 Wochenstunden zu inskri-
bieren.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes des
sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Studien-
zweiges sind aus den folgenden Pflicht- und Wahl-
fächern zu inskribieren:
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(3) Im zweiten Studienabschnitt des geisteswis-
senschaftlichen Studienzweiges sind insgesamt
42 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des Stu-
dienplanes 35 Wochenstunden aus den Pflicht- und
Wahlfächern (Abs. 4) zu inskribieren. Die nach
Inskription der Pflicht- und Wahlfächer auf die
Gesamtstundenzahl (42 Wochenstunden) noch feh-
lende Zahl von Wochenstunden ist durch Inskrip-
tion von Freifächern (§ 15) zu erfüllen. Die im Stu-
dienplan empfohlenen Freifächer sind besonders zu
beachten. Einschließlich der kombinierten Studien-
richtung, des kombinierten Studienzweiges oder
der gewählten Fächer (§ 3 Abs. 5) sind in jedem
Semester jedenfalls mindestens 12 Wochenstunden
zu inskribieren.

(4) Im zweiten Studienabschnitt des geisteswis-
senschaftlichen Studienzweiges sind aus den fol-
genden Pflicht- und Wahlfächern zu inskribieren:

(5) § 3 Abs. 5 ist anzuwenden.

(6) Zur praxisnahen Gestaltung der Berufsvorbil-
dung sind im Studienplan Praktika oder andere
Lehrveranstaltungen, die im besonderen Maß der
praktischen Ausbildung der Studierenden dienen,
vorzusehen. Das Ausmaß darf, sofern eine Ferial-
praxis vorgesehen ist, 8 Wochen und sofern Lehr-
veranstaltungen vorgesehen werden, 8 Semesterwo-
chenstunden nicht überschreiten.

Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 7. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung der
zweiten Diplomprüfung setzt die Inskription der im
Studienplan vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen
des betreffenden Prüfungsfaches und die positive
Beurteilung der Teilnahme an den im Studienplan
hinsichtlich des betreffenden Prüfungsfaches
gemäß § 16 Abs. 15 und § 27 Abs. 2 AHStG vorge-
schriebenen Lehrveranstaltungen voraus.

(2) Voraussetzung für die Zulassung zur letzten
Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung ist über-
dies die Absolvierung aller Teilprüfungen aus den
Vorprüfungsfächern und die Approbation der
Diplomarbeit.

Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 8. (1) Im sozial- und wirtschaftswissenschaftli-
chen Studienzweig sind im Rahmen der zweiten
Diplomprüfung

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Soziologische Theorien;
2. zwei spezielle Soziologien nach Wahl des

Kandidaten;
3. empirische Sozialforschung;
4. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Volkswirtschaftstheorie, Volkswirtschafts-
politik und Finanzwissenschaften,
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre,
Strafrecht einschließlich Kriminologie
(sofern das Fach nicht schon unter § 5
Abs. 1 lit. b Z 2 gewählt wurde),
Grundzüge der Informatik;

b) Vorprüfungsfächer:
1. Nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Sozialpsychologie,
Sozialphilosophie,
Wissenschaftstheorie;
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2. nach Wahl des Kandidaten ein Fach, das
die Studienrichtung sinnvoll ergänzt oder
aber eines der folgenden Fächer:
Wissenschaftssoziologie (sofern dieses
Fach nicht schon unter lit. a Z 2 gewählt
wurde),
Wissenssoziologie (sofern dieses Fach
nicht schon unter lit. a Z 2 gewählt
wurde),
Ethnologie,
Sozialgeschichte,
Pädagogik,
Politikwissenschaft,
Neuere Geschichte und Zeitgeschichte,
Kommunikationswissenschaft,
Gesellschaftspolitik.

(2) Im geisteswissenschaftlichen Studienzweig
sind im Rahmen der zweiten Diplomprüfung

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Soziologische Theorien;
2. zwei spezielle Soziologien nach Wahl des

Kandidaten;
3. empirische Sozialforschung;

b) Vorprüfungsfach ist eines der folgenden
Fächer nach Wahl des Kandidaten:
Wissenschaftssoziologie (sofern dieses Fach
nicht schon unter lit. a Z 2 gewählt wurde),
Sozialgeschichte.

(3) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern abzuhalten ist.

(4) Die Prüfung aus jedem Diplomprüfungsfach
besteht aus einem schriftlichen und einem mündli-
chen Prüfungsteil. Die Zulassung zum mündlichen
Prüfungsteil ist von der positiven Beurteilung der
schriftlichen Prüfungsarbeit abhängig. Der Präses
der Prüfungskommission hat je nach Art der zu
lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prüfungsar-
beit als Klausur-, Instituts- oder Hausarbeit anzu-
fertigen ist.

(5) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung der
Prüfungsarbeit und dem Beginn des mündlichen
Prüfungsteiles im Rahmen derselben Teilprüfung
hat höchstens vier Wochen zu betragen.

(6) Hinsichtlich der Prüfungen aus den Vorprü-
fungsfächern hat die zuständige Studienkommis-
sion im Studienplan nach Maßgabe pädagogischer
Gründe festzulegen, ob diese Prüfungen schriftlich
oder mündlich abzuhalten sind.

(7) § 3 Abs. 5 ist anzuwenden.

D i p l o m a r b e i t

§ 9. (1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes) nachzuweisen.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist den Diplom-
prüfungsfächern der ersten Diplomprüfung gemäß
§ 5 Abs. 1 und 2 oder den Diplomprüfungsfächern
und Vorprüfungsfächern der zweiten Diplomprü-
fung gemäß § 8 Abs. 1 und 2 zu entnehmen, sofern
diese Fächer keine Rechtsfächer oder Grundzüge-
Fächer (§ 10) sind.

(3) Die Diplomarbeit muß in engem themati-
schen Zusammenhang mit jenem Fach stehen, das
die Studienrichtung wesentlich charakterisiert.

(4) Der Kandidat hat das Recht, das Thema der
Diplomarbeit nach Maßgabe von Abs. 2 und 3 vor-
zuschlagen und einen seiner Lehrbefugnis gemäß
§ 23 Abs. 1 lit. a UOG nach zuständigen Universi-
tätslehrer um die Betreuung zu ersuchen oder das
Thema der Diplomarbeit aus einer Anzahl von
Vorschlägen nach Maßgabe von Abs. 2 und 3 aus-
zuwählen (§ 5 Abs. 2 lit. f des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes).

(5) Das Thema der Diplomarbeit darf frühestens
in den letzten zwei Wochen des zweiten in den
zweiten Studienabschnitt einrechenbaren Semesters
vergeben werden. Die erste Diplomprüfung muß
jedoch vollständig abgelegt sein.

(6) Lehnt der vom Kandidaten gewählte Univer-
sitätslehrer die Betreuung bzw. die Vergabe von
Themenvorschlägen ab, so hat der Präses der Prü-
fungskommission für die zweite Diplomprüfung
auf Antrag des ordentlichen Hörers den Universi-
tätslehrer zu bestimmen, der die Betreuung des
Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplomarbeit
zu übernehmen bzw. den betreffenden Kandidaten
Themen vorzuschlagen hat. Hiebei ist dem betref-
fenden Universitätslehrer vom Präses eine Frist zu
setzen, die nicht kürzer als zwei Wochen und nicht
länger als zwei Monate sein darf. Die Betreuung
bzw. die Erstellung von Vorschlägen darf nicht mit
der Begründung verweigert werden, daß der Kan-
didat die Teilprüfung in dem Fach, dem das Thema
entnommen werden soll, noch nicht abgelegt hat.
Dem Universitätslehrer, der das Thema der
Diplomarbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die
Betreuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung
der Diplomarbeit.

(7) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskom-
mission für die zweite Diplomprüfung einzurei-
chen. Der Universitätslehrer, der den Verfasser der
Diplomarbeit betreut hat, ist vom Präses zum
Begutachter zu bestellen. Die Beurteilung durch
den Begutachter hat innerhalb von höchstens drei
Monaten zu erfolgen.

(8) Die Diplomarbeit ist grundsätzlich als Haus-
arbeit durchzuführen. Im Einzelfall kann die Prü-
fungskommission ausnahmsweise festlegen, daß die
Diplomarbeit als Institutsarbeit durchzuführen ist,
wenn dies vom Betreuer im Einvernehmen mit dem
Kandidaten beantragt wurde und pädagogische
Gründe dafürsprechen.
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G r u n d z ü g e - F ä c h e r

§ 10. Soweit im Rahmen eines Prüfungsfaches
nur die Grundzüge des Faches zu prüfen sind, ist
bei Abhaltung der Prüfungen darauf zu achten, daß
— unter bewußtem Verzicht auf die Vollständig-
keit des Stoffes — nur die für das Fach kennzeich-
nenden und wesentlichen Inhalte geprüft werden.

R e c h t s f ä c h e r

§ 11. Ausländische Studierende sind berechtigt,
an Stelle der in dieser Verordnung genannten
österreichischen Rechtsfächer Kenntnisse über
diese Fachgebiete im Recht ihres Heimatstaates
nachzuweisen, wenn an der österreichischen Uni-
versität, an der sie immatrikuliert sind, entspre-
chende Lehrveranstaltungen regelmäßig angeboten
werden.

F r e m d s p r a c h e n

§ 12. (1) Die im Rahmen dieser Verordnung vor-
geschriebene Ausbildung in Fremdsprachen (frem-
den Wirtschaftssprachen) hat sich an den in § 28
Abs. 2 lit. a des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes angeführten Grundsätzen zu orientieren.

(2) Die Studierenden sind berechtigt, Englisch,
Französisch oder eine andere lebende Fremdspra-
che zu wählen, die von der Studienkommission in
den Studienplan aufgenommen wurde. Die Auf-
nahme in den Studienplan ist nur zulässig, wenn für
dieses Fach die notwendigen Lehr- und For-
schungseinrichtungen an der Universität vorhanden
sind und auf Grund dessen auch ausreichend Lehr-
veranstaltungen aus diesem Fach an der Universität
durchgeführt werden können.

(3) Die Inskription der Lehrveranstaltungen aus
der Fremdsprache kann von der zuständigen Stu-
dienkommission auf Antrag des ordentlichen
Hörers im Fall der Anerkennung von Prüfungs-
zeugnissen außeruniversitärer Einrichtungen erlas-
sen werden.

(4) Die im Rahmen von in dieser Verordnung
vorgeschriebenen Vorprüfungen nachzuweisende
Kenntnis von Fremdsprachen kann auch durch
Prüfungszeugnisse außeruniversitärer Einrichtun-
gen nachgewiesen werden. Bei Anerkennung derar-
tiger Prüfungen sind die Bestimmungen des § 21
Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
sinngemäß anzuwenden.

(5) Die Studienkommission kann gemäß § 58
lit. e UOG Richtlinien für die Entscheidung des
Vorsitzenden über Anträge von Studierenden hin-
sichtlich der Anerkennung von Prüfungszeugnissen
außeruniversitärer Einrichtungen gemäß Abs. 4
erlassen. Neben den grundsätzlichen Anforderun-
gen an die solchen außeruniversitären Prüfungs-
zeugnissen zugrunde liegenden Inhalte können
diese Richtlinien auch eine demonstrative Aufzäh-
lung jener außeruniversitären Einrichtungen am

Hochschulort enthalten, durch deren Prüfungs-
zeugnisse die erforderliche Kenntnis von Fremd-
sprachen gemäß Abs. 4 nachgewiesen werden kann.

W a h l f ä c h e r

§ 13. Bei Wahlfächern besteht die Wahlmöglich-
keit nur hinsichtlich solcher Fächer, die im Studien-
plan ausdrücklich angeführt werden. Eine Auf-
nahme in den Studienplan ist nur zulässig, wenn für
dieses Fach die notwendigen Lehr- und For-
schungseinrichtungen an der Universität vorhanden
sind und auf Grund dessen auch ausreichend Lehr-
veranstaltungen aus diesem Fach an der Universität
durchgeführt werden können. Der Wechsel eines
Wahlfaches ist nach erfolgter Zulassung zur Teil-
prüfung der jeweiligen Wahlfachgruppe ausge-
schlossen.

U n t e r r i c h t s v e r s u c h e

§ 14. (1) Unter Berücksichtigung des Fortschritts
didaktischer Erkenntnisse sowie der besonderen
Bedeutung von Interdisziplinarität und Praxisbezo-
genheit der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
sind im Studienplan im Rahmen der in § 3 Abs. 1
und 3 und § 6 Abs. 1 und 3 festgelegten Stunden-
zahl für die Pflicht- und Wahlfächer Unterrichts-
versuche einzurichten.

(2) Als neue Formen des Unterrichts können ins-
besondere vorgesehen werden:

a) Lehrveranstaltungen, die sich besonderer
didaktischer Methoden bedienen;

b) Lehrveranstaltungen, die interdisziplinär den
Zusammenhang einzelner Prüfungsfächer
hervorheben;

c) Lehrveranstaltungen, die durch Beiziehung
hiefür besonders geeigneter Vortragender
oder durch Bearbeitung entsprechender Pro-
blemstellungen im besonderen Maß der prak-
tischen Ausbildung der Studierenden dienen
und konkrete Einblicke in die praktische
Berufsausübung ermöglichen.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
dafür zu sorgen, daß jedenfalls im zweiten Studien-
abschnitt Unterrichtsversuche im Umfang von min-
destens zwei Semesterwochenstunden durchgeführt
und zum Zweck der Verbesserung laufend über-
prüft werden.

F r e i f ä c h e r

§ 15. Jeder Studierende ist berechtigt, die von
ihm nicht als Prüfungsfächer gewählten Wahlfä-
cher der Studienrichtung als Freifächer zu inskri-
bieren und die im Studienplan für diese Fächer
geforderten Leistungsnachweise zu erbringen. Auf
Grund dieser Nachweise kann er verlangen, daß er
in solchen Fächern eine Prüfung ablegen darf, und
ihm über diese ein besonderes Zeugnis ausgestellt
wird.
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V e r l e i h u n g des a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - u n d

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

§ 16. (1) An die Absolventen des Diplomstu-
diums der Studienrichtung Soziologie ist der aka-
demische Grad „Magister der Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften", lateinische Bezeichnung
„Magister rerum socialium oeconomicarumque",
abgekürzt „Mag. rer. soc. oec." zu verleihen.

(2) Um die Verleihung des akademischen Grades
ist beim Fakultätskollegium anzusuchen. Dem
Gesuch ist das Studienbuch anzuschließen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades ist
zu beurkunden.

III. ABSCHNITT

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

§ 17. Gemäß § 45 Abs. 7 AHStG haben ordentli-
che Hörer, die vor Inkrafttreten des auf Grund die-
ser Verordnung erlassenen neuen Studienplanes ihr
Studium begonnen haben, das Recht, sich durch
schriftliche Erklärung zu Beginn des auf das
Inkrafttreten des neuen Studienplanes folgenden
Semesters diesem neuen Studienplan zu unterstel-
len. In diesem Fall werden zurückgelegte Studien
dieser Studienrichtung zur Gänze in die vorge-
schriebene Studiendauer eingerechnet und alle
abgelegten Prüfungen anerkannt. Erfolgt die
Unterstellung unter den neuen Studienplan wäh-
rend des ersten Studienabschnittes, so sind die feh-
lenden Lehrveranstaltungen und Prüfungen bis
zum Ende des sechsten einrechenbaren Semesters
nachzuholen; erfolgt sie nach Abschluß des ersten
Studienabschnittes, so sind die fehlenden Lehrver-
anstaltungen und Prüfungen bis zum Antreten zur
letzten Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung
nachzuholen.

Fischer

1 7 1 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 17. April
1984 über die Studienordnung für die Studien-

richtung Sozialwirtschaft
(Studienordnung Sozialwirtschaft)

Auf Grund des Bundesgesetzes über sozial- und
wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtungen
vom 20. Jänner 1983, BGBl. Nr. 57, in Verbindung
mit dem Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz,
BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 116/1984, wird verordnet:

I. ABSCHNITT
E i n r i c h t u n g

§ 1. Die Studienrichtung Sozialwirtschaft ist an
der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultät der Universität Linz einzurichten.

II. ABSCHNITT
S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d

S t u d i e n d a u e r

§ 2. (1) Das Diplomstudium der Studienrichtung
Sozialwirtschaft besteht aus zwei Studienabschnit-
ten in der Dauer von je vier Semestern.

(2) Die zuständige akademische Behörde hat auf
Antrag des Studierenden die Inskription von einem
Semester in einem der beiden Studienabschnitte zu
erlassen, wenn der Studierende die im Studienplan
vorgesehenen Lehrveranstaltungen innerhalb der
verkürzten Studiendauer inskribiert und die Vor-
aussetzungen für die Zulassung zur ersten Diplom-
prüfung oder zur letzten Teilprüfung der zweiten
Diplomprüfung erfüllt hat.

(3) Der erste Studienabschnitt dient der Einfüh-
rung in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
sowie der Einführung in rechtswissenschaftliche,
geisteswissenschaftliche und formalwissenschaftli-
che Fächer, die eine Grundlage für das Studium der
Sozialwirtschaft darstellen.

(4) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
mittlung und Vertiefung jener Kenntnisse, durch
die die wissenschaftliche Berufsvorbildung sicher-
gestellt wird.

(5) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r im
e r s t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 3. (1) Im ersten Studienabschnitt sind insge-
samt 80 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des
Studienplanes 70 Wochenstunden aus den Pflicht-
und Wahlfächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach
Inskription der Pflicht- und Wahlfächer auf die
Gesamtstundenzahl (80 Wochenstunden) noch feh-
lende Zahl von Wochenstunden ist durch Inskrip-
tion von Freifächern (§ 15) zu erfüllen. Die im Stu-
dienplan empfohlenen Freifächer sind besonders zu
beachten. In jedem Semester sind jedenfalls minde-
stens 15 Wochenstunden zu inskribieren.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflicht- und Wahlfächern zu
inskribieren:
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(3) Die Studienkommission hat bei Erlassung des
Studienplanes darauf zu achten, daß die gemäß
§ 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes für die Zulassung zu einer Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung erforderliche Teilnahme an
vorgeschriebenen Übungen, Proseminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Kon-
versatorien den ordentlichen Hörern insoweit
bereits ab dem ersten Semester des ersten Studien-
abschnittes ermöglicht wird, daß die Ablegung der
Teilprüfungen der ersten Diplomprüfung in gleich-
mäßigen zeitlichen Abständen bis zum Ende des
vierten Semesters möglich wird.

Z u l a s s u n g z u r e r s t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 4. (1) Die Zulassung zu Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung setzt die Inskription der vom
Studienplan für das Prüfungsfach vorgesehenen
Lehrveranstaltungen und die Erbringung der im
Studienplan gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen Lei-
stungsnachweise aus diesem Fach sowie die Inskrip-
tion und Teilnahme an der Orientierungs-Lehrver-
anstaltung gemäß § 3 Abs. 2 Z 7 voraus.

(2) Die Zulassung zur letzten Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung setzt auch die Absolvierung
aller Vorprüfungen sowie den Nachweis der
Kenntnis einer für das Studium der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften wichtigen lebenden
Fremdsprache und den Nachweis der Kenntnis des
Rechnungswesens im Umfang des Lehrplanes der
Handelsakademien voraus. Werden diese Kennt-
nisse nicht durch ein Reifeprüfungszeugnis (§ 7
Abs. 1 AHStG) nachgewiesen, so sind sie in Form
von Ergänzungsprüfungen (§ 7 Abs. 4 AHStG)
nachzuweisen.

E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 5. (1) Im Rahmen der ersten Diplomprüfung
sind

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Allgemeine Soziologie;
2. Grundzüge der politischen Ökonomie

unter Berücksichtigung der neueren
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte;

3. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre
einschließlich Datenverarbeitung;

b) Vorprüfungsfächer:
1. Nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Grundzüge des Privatrechts,
Grundzüge des öffentlichen Rechts;

2. Grundzüge der angewandten Mathematik
und der Statistik für Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaftler;

3. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-
genden Fächer:
die gewählte Fremdsprache,
Grundzüge der Politikwissenschaft.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamtprü-
fung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern mündlich abzuhalten ist. Die Stu-
dienkommission kann im Studienplan aus pädago-
gischen Gründen anstelle der mündlichen die
schriftliche Abhaltung der Prüfung vorschreiben.

(3) Wenn der erste Studienabschnitt nicht in der
in § 2 Abs. 1 vorgesehenen Zeit von vier Semestern
abgeschlossen worden ist, sind die beiden folgen-
den Semester gemäß § 20 Abs. 3 AHStG schon für
den zweiten Studienabschnitt einzurechnen. Inner-
halb dieser beiden Semester sind unter Beachtung
der besonderen Zulassungsvoraussetzungen (§10
Abs. 3 AHStG und § 7 dieser Verordnung) die
Absolvierung von Lehrveranstaltungen und das
Antreten zu Prüfungen des zweiten Studienab-
schnittes zulässig. Dies kann für bestimmte Fächer
im Studienplan auch über das sechste einrechen-
bare Semester hinaus gestattet werden, sofern
wenigstens ein Großteil der ersten Diplomprüfung
bereits abgelegt worden ist.

P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r im
z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 6. (1) Im zweiten Studienabschnitt sind insge-
samt 72 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des
Studienplanes 62 Wochenstunden aus den Pflicht-
und Wahlfächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach
Inskription der Pflicht- und Wahlfächer auf die
Gesamtstundenzahl (72 Wochenstunden) noch feh-
lende Zahl von Wochenstunden ist durch Inskrip-
tion von Freifächern (§ 15) zu erfüllen. Die im Stu-
dienplan empfohlenen Freifächer sind besonders zu
beachten. In jedem Semester sind jedenfalls minde-
stens 12 Wochenstunden zu inskribieren.
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(2) Während des zweiten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflichtfächern und Wahlfächern
zu inskribieren:

(3) Zur praxisnahen Gestaltung der Berufsvorbil-
dung sind im Studienplan Praktika oder andere
Lehrveranstaltungen, die im besonderen Maß der
praktischen Ausbildung der Studierenden dienen,
vorzusehen. Das Ausmaß darf, sofern eine Ferial-
praxis vorgesehen ist, 8 Wochen und sofern Lehr-
veranstaltungen vorgesehen werden, 8 Semesterwo-
chenstunden nicht überschreiten.

Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 7. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung der
zweiten Diplomprüfung setzt die Inskription der im
Studienplan vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen
des betreffenden Prüfungsfaches und die positive
Beurteilung der Teilnahme an den im Studienplan
hinsichtlich des betreffenden Prüfungsfaches
gemäß §§ 16 Abs. 15 und 27 Abs. 2 Allgemeines
Hochschul-Studiengesetz vorgeschriebenen Lehr-
veranstaltungen voraus.

(2) Voraussetzung für die Zulassung zur letzten
Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung ist über-
dies die Absolvierung aller Teilprüfungen aus den
Vorprüfungsfächern und die Approbation der
Diplomarbeit.

Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 8. (1) Im Rahmen der zweiten Diplomprüfung
sind

a) Diplomprüfungsfächer:
1. eine spezielle Soziologie nach Wahl des

Kandidaten einschließlich empirische
Sozialforschung;

2. Arbeitsrecht;
3. Gesellschaftspolitik und Sozialpolitik;
4. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre,
Volkswirtschaftstheorie, Volkswirtschafts-
politik und Finanzwissenschaften;

b) Vorprüfungsfächer:
1. nach Wahl des Kandidaten ein Fach, das

die Studienrichtung sinnvoll ergänzt, ins-
besondere eines der folgenden Fächer:
eine besondere Betriebswirtschaftslehre
nach Wahl des Kandidaten,
Finanzrecht,
Pädagogik,
Sozialpsychologie,
Neuere Geschichte und Zeitgeschichte,
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte,
Sozialrecht,
Handels- und Wertpapierrecht,
Politikwissenschaft;

2. nach Wahl des Kandidaten ein weiteres
der in Z 1 genannten Fächer.

(2) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern abzuhalten ist.

(3) Die Prüfung aus jedem Diplomprüfungsfach
besteht aus einem schriftlichen und einem mündli-
chen Prüfungsteil. Die Zulassung zum mündlichen
Prüfungsteil ist von der positiven Beurteilung der
schriftlichen Prüfungsarbeit abhängig. Der Präses
der Prüfungskommission hat je nach Art der zu
lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prüfungsar-
beit als Klausur-, Instituts- oder Hausarbeit anzu-
fertigen ist.

(4) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung der
Prüfungsarbeit und dem Beginn des mündlichen
Prüfungsteiles im Rahmen derselben Teilprüfung
hat höchstens 4 Wochen zu betragen.

(5) Hinsichtlich der Prüfungen aus den Vorprü-
fungsfächern hat die zuständige Studienkommis-
sion im Studienplan nach Maßgabe pädagogischer
Gründe festzulegen, ob diese Prüfungen schriftlich
oder mündlich abzuhalten sind.
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D i p l o m a r b e i t

§ 9. (1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes) nachzuweisen.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist den Diplom-
prüfungsfächern der ersten Diplomprüfung gemäß
§ 5 Abs. 1 lit. a oder den Diplomprüfungsfächern
und Vorprüfungsfächern der zweiten Diplomprü-
fung gemäß § 8 Abs. 1 zu entnehmen, sofern diese
Fächer keine Rechtsfächer oder Grundzüge-Fächer
(§ 10) sind.

(3) Die Diplomarbeit muß in engem themati-
schen Zusammenhang mit jenem Fach stehen, das
die Studienrichtung wesentlich charakterisiert.

(4) Der Kandidat hat das Recht, das Thema der
Diplomarbeit nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 vor-
zuschlagen und einem seiner Lehrbefugnis gemäß
§ 23 Abs. 1 lit. a UOG nach zuständigen Universi-
tätslehrer um die Betreuung zu ersuchen oder das
Thema der Diplomarbeit aus einer Anzahl von
Vorschlägen nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 aus-
zuwählen (§ 5 Abs. 2 lit. f des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes).

(5) Lehnt der vom Kandidaten gewählte Univer-
sitätslehrer die Betreuung bzw. die Vergabe von
Themenvorschlägen ab, so hat der Präses der Prü-
fungskommission für die zweite Diplomprüfung
auf Antrag des ordentlichen Hörers den Universi-
tätslehrer zu bestimmen, der die Betreuung des
Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplomarbeit
zu übernehmen bzw. dem betreffenden Kandidaten
Themen vorzuschlagen hat. Hiebei ist dem betref-
fenden Universitätslehrer vom Präses eine Frist zu
setzen, die nicht kürzer als zwei Wochen und nicht
länger als zwei Monate sein darf. Die Betreuung
bzw. die Erstellung von Vorschlägen darf nicht mit
der Begründung verweigert werden, daß der Kan-
didat die Teilprüfung in dem Fach, dem das Thema
entnommen werden soll, noch nicht abgelegt hat.
Dem Universitätslehrer, der das Thema der
Diplomarbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die
Betreuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung
der Diplomarbeit.

(6) Die Vergabe des Themas der Diplomarbeit
gemäß Abs. 4 und 5 darf frühestens in den letzten
zwei Wochen des zweiten, in den zweiten Studien-
abschnitt einrechenbaren Semesters erfolgen. Die
erste Diplomprüfung muß jedoch vollständig abge-
legt sein.

(7) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskom-
mission für die zweite Diplomprüfung einzurei-
chen. Der Universitätslehrer, der den Verfasser der
Diplomarbeit betreut hat, ist vom Präses zum
Begutachter zu bestellen. Die Beurteilung durch
den Begutachter hat innerhalb von höchstens drei
Monaten zu erfolgen.

(8) Die Diplomarbeit ist grundsätzlich als Haus-
arbeit durchzuführen. Im Einzelfall kann die Prü-
fungskommission ausnahmsweise festlegen, daß die
Diplomarbeit als Institutsarbeit durchzuführen ist,
wenn dies vom Betreuer im Einvernehmen mit dem
Kandidaten beantragt wurde und pädagogische
Gründe dafürsprechen.

G r u n d z ü g e - F ä c h e r

§ 10. Soweit im Rahmen eines Prüfungsfaches
nur die Grundzüge des Faches zu prüfen sind, ist
bei der Abhaltung der Prüfungen darauf zu achten,
daß — unter bewußtem Verzicht auf die Vollstän-
digkeit des Stoffes — nur die für das Fach kenn-
zeichnenden und wesentlichen Inhalte geprüft wer-
den.

R e c h t s f ä c h e r

§ 11. Ausländische Studierende sind berechtigt,
an Stelle der in dieser Verordnung genannten
österreichischen Rechtsfächer Kenntnisse über
diese Fachgebiete im Recht ihres Heimatstaates
nachzuweisen, wenn an der österreichischen Uni-
versität, an der sie immatrikuliert sind, entspre-
chende Lehrveranstaltungen regelmäßig angeboten
werden.

F r e m d s p r a c h e n

§ 12. (1) Die im Rahmen dieser Verordnung vor-
geschriebene Ausbildung in Fremdsprachen (frem-
den Wirtschaftssprachen) hat sich an den in § 28
Abs. 2 lit. a des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes angeführten Grundsätzen zu orientieren.

(2) Die Studierenden sind berechtigt, Englisch,
Französisch oder eine andere lebende Fremdspra-
che zu wählen, die von der Studienkommission in
den Studienplan aufgenommen wurde. Die Auf-
nahme in den Studienplan ist nur zulässig, wenn für
dieses Fach die notwendigen Lehr- und For-
schungseinrichtungen an der Universität vorhanden
sind und auf Grund dessen auch ausreichend Lehr-
veranstaltungen aus diesem Fach an der Universität
durchgeführt werden können.

(3) Die Inskription der Lehrveranstaltungen aus
der Fremdsprache kann von der zuständigen Stu-
dienkommission auf Antrag des ordentlichen
Hörers im Fall der Anerkennung von Prüfungs-
zeugnissen außeruniversitärer Einrichtungen erlas-
sen werden.

(4) Die im Rahmen von in dieser Verordnung
vorgeschriebenen Vorprüfungen nachzuweisende
Kenntnis von Fremdsprachen kann auch durch
Prüfungszeugnisse außeruniversitärer Einrichtun-
gen nachgewiesen werden. Bei Anerkennung derar-
tiger Prüfungen sind die Bestimmungen des § 21
Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
sinngemäß anzuwenden.
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(5) Die Studienkommission kann gemäß § 58
lit. e UOG Richtlinien für die Entscheidung des
Vorsitzenden über Anträge von Studierenden hin-
sichtlich der Anerkennung von Prüfungszeugnissen
außeruniversitärer Einrichtungen gemäß Abs. 4
erlassen. Neben den grundsätzlichen Anforderun-
gen an die solchen außeruniversitären Prüfungs-
zeugnissen zugrundeliegenden Inhalte können
diese Richtlinien auch eine demonstrative Aufzäh-
lung jener außeruniversitären Einrichtungen am
Hochschulort enthalten, durch deren Prüfungs-
zeugnisse die erforderliche Kenntnis von Fremd-
sprachen gemäß Abs. 4 nachgewiesen werden kann.

W a h l f ä c h e r

§ 13. Bei Wahlfächern besteht die Wahlmöglich-
keit nur hinsichtlich solcher Fächer, die im Studien-
plan ausdrücklich angeführt werden. Eine Auf-
nahme in den Studienplan durch die Studienkom-
mission ist nur zulässig, wenn für dieses Fach die
notwendigen Lehr- und Forschungseinrichtungen
an der Universität vorhanden sind und auf Grund
dessen auch ausreichend Lehrveranstaltungen aus
diesem Fach an der Universität durchgeführt wer-
den können. Der Wechsel eines Wahlfaches ist
nach erfolgter Zulassung zur Teilprüfung der
jeweiligen Wahlfachgruppe ausgeschlossen.

U n t e r r i c h t s v e r s u c h e

§ 14. (1) Unter Berücksichtigung des Fortschritts
didaktischer Erkenntnisse sowie der besonderen
Bedeutung von Interdisziplinarität und Praxisbezo-
genheit der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
sind im Studienplan im Rahmen der in den §§ 3
Abs. 1 und 6 Abs. 1 festgelegten Gesamtstunden-
zahl für die Pflicht- und Wahlfächer Unterrichts-
versuche einzurichten.

(2) Als neue Formen des Unterrichts können ins-
besondere vorgesehen werden:

a) Lehrveranstaltungen, die sich besonderer
didaktischer Methoden bedienen,

b) Lehrveranstaltungen, die interdisziplinär den
Zusammenhang einzelner Prüfungsfächer
hervorheben,

c) Lehrveranstaltungen, die durch Beiziehung
hiefür besonders geeigneter Vortragender
oder durch Bearbeitung entsprechender Pro-
blemstellungen im besonderen Maß der prak-
tischen Ausbildung der Studierenden dienen
und konkrete Einblicke in die praktische
Berufsausbildung ermöglichen.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
dafür zu sorgen, daß jedenfalls im zweiten Studien-
abschnitt Unterrichtsversuche im Umfang von min-
destens zwei Semesterwochenstunden durchgeführt

und zum Zweck der Verbesserung laufend über-
prüft werden.

F r e i f ä c h e r

§ 15. Jeder Studierende ist berechtigt, die von
ihm nicht als Prüfungsfächer gewählten Wahlfä-
cher der Studienrichtung als Freifächer zu inskri-
bieren und die im Studienplan für diese Fächer
geforderten Leistungsnachweise zu erbringen. Auf
Grund dieser Nachweise kann er verlangen, daß er
in solchen Fächern eine Prüfung ablegen darf und
ihm über diese ein besonderes Zeugnis ausgestellt
wird.

V e r l e i h u n g d e s a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - u n d

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

§ 16. (1) An die Absolventen des Diplomstu-
diums der Studienrichtung Sozialwirtschaft ist der
akademische Grad „Magister der Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften", lateinische Bezeichnung
„Magister rerum socialium oeconomicarumque",
abgekürzt „Mag. rer. soc. oec." zu verleihen.

(2) Um die Verleihung des akademischen Grades
ist beim Fakultätskollegium anzusuchen. Dem
Gesuch ist das Studienbuch anzuschließen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades ist
zu beurkunden.

III. ABSCHNITT

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

§ 17. Gemäß § 45 Abs. 7 AHStG haben ordentli-
che Hörer, die vor Inkrafttreten des auf Grund die-
ser Verordnung erlassenen neuen Studienplanes ihr
Studium begonnen haben, das Recht, sich durch
schriftliche Erklärung zu Beginn des auf das
Inkrafttreten des neuen Studienplanes folgenden
Semesters diesem neuen Studienplan zu unterstel-
len. In diesem Fall werden zurückgelegte Studien
dieser Studienrichtung zur Gänze in die vorge-
schriebene Studiendauer eingerechnet und alle
abgelegten Prüfungen anerkannt. Erfolgt die
Unterstellung unter den neuen Studienplan wäh-
rend des ersten Studienabschnittes, so sind die feh-
lenden Lehrveranstaltungen und Prüfungen bis
zum Ende des sechsten einrechenbaren Semesters
nachzuholen; erfolgt sie nach Abschluß des ersten
Studienabschnittes, so sind die fehlenden Lehrver-
anstaltungen und Prüfungen bis zum Antreten zur
letzten Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung
nachzuholen.

Fischer
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1 7 2 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 17. April
1984 über die Studienordnung für die Studien-

richtung Volkswirtschaft
(Studienordnung Volkswirtschaft)

Auf Grund des Bundesgesetzes über sozial- und
wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtungen
vom 20. Jänner 1983, BGBl. Nr. 57, in Verbindung
mit dem Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz,
BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 116/1984, wird verordnet:

I. ABSCHNITT

E i n r i c h t u n g

§ 1. Die volkswirtschaftliche Studienrichtung ist
an den Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultäten der Universitäten Wien, Graz, Inns-
bruck und Linz sowie an der Wirtschaftsuniversität
Wien einzurichten.

II. ABSCHNITT

S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d
S t u d i e n d a u e r

§ 2. (1) Das Diplomstudium der Studienrichtung
Volkswirtschaft besteht aus zwei Studienabschnit-
ten in der Dauer von je vier Semestern.

(2) Die zuständige akademische Behörde hat auf
Antrag des Studierenden die Inskription von einem
Semester in einem der beiden Studienabschnitte zu
erlassen, wenn der Studierende die im Studienplan
vorgesehenen Lehrveranstaltungen innerhalb der
verkürzten Studiendauer inskribiert und die Vor-
aussetzungen für die Zulassung zur ersten Diplom-
prüfung oder zur letzten Teilprüfung der zweiten
Diplomprüfung erfüllt hat.

(3) Der erste Studienabschnitt dient der Einfüh-
rung in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
sowie der Einführung in rechtswissenschaftliche,
geisteswissenschaftliche und formalwissenschaftli-
che Fächer, die eine Grundlage für das Studium der
Volkswirtschaft darstellen.

(4) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
mittlung und Vertiefung jener Kenntnisse, durch
die die wissenschaftliche Berufsvorbildung sicher-
gestellt wird.

(5) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

P f l i c h t f ä c h e r im e r s t e n
S tud i enabschn i t t

§ 3. (1) Im ersten Studienabschnitt sind insge-
samt 80 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des
Studienplanes 70 Wochenstunden aus den Pflicht-
fächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach Inskrip-
tion der Pflichtfächer auf die Gesamtstundenzahl
(80 Wochenstunden) noch fehlende Zahl von

Wochenstunden ist durch die Inskription von Frei-
fächern (§ 15) zu erfüllen. Die im Studienplan emp-
fohlenen Freifächer sind besonders zu beachten. In
jedem Semester sind jedenfalls mindestens
15 Wochenstunden zu inskribieren.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflichtfächern zu inskribieren:

(3) Die Studienkommission hat bei Erlassung des
Studienplanes darauf zu achten, daß die gemäß
§ 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes für die Zulassung zu einer Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung erforderliche Teilnahme an
vorgeschriebenen Übungen, Proseminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Kon-
versatorien den ordentlichen Hörern insoweit
bereits ab dem ersten Semester des ersten Studien-
abschnittes ermöglicht wird, daß die Ablegung der
Teilprüfungen der ersten Diplomprüfung in gleich-
mäßigen zeitlichen Abständen bis zum Ende des
vierten Semesters möglich wird.

Z u l a s s u n g z u r e r s t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 4. (1) Die Zulassung zu Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung setzt die Inskription der vom
Studienplan für das Prüfungsfach vorgesehenen
Lehrveranstaltungen und die Erbringung der im
Studienplan gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen Lei-
stungsnachweise aus diesem Fach sowie die Inskrip-
tion und Teilnahme an der Orientierungslehrveran-
staltung gemäß § 3 Abs. 2 Z 7 voraus.

(2) Die Zulassung zur letzten Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung setzt auch die Absolvierung
aller Vorprüfungen sowie den Nachweis der
Kenntnis einer für das Studium der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften wichtigen lebenden
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Fremdsprache voraus. Wird diese Kenntnis nicht
durch ein Reifeprüfungszeugnis (§ 7 Abs. 1
AHStG) nachgewiesen, so ist sie in Form einer
Ergänzungsprüfung (§ 7 Abs. 4 AHStG) nachzu-
weisen.

E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 5. (1) Im Rahmen der ersten Diplomprüfung
sind

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre;
2. Grundzüge der politischen Ökonomie

unter Berücksichtigung der neueren
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte;

3. Grundzüge der angewandten Mathematik
und der Statistik einschließlich Datenver-
arbeitung für Sozial- und Wirtschaftswis-
senschaftler;

b) Vorprüfungsfächer:
1. Grundzüge des Privatrechts;
2. Grundzüge und Methoden der Soziolo-

gie;
3. die gewählte Fremdsprache.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamtprü-
fung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern mündlich abzuhalten ist. Die Stu-
dienkommission kann im Studienplan aus pädago-
gischen Gründen anstelle der mündlichen die
schriftliche Abhaltung der Prüfung vorschreiben.

(3) Wenn der erste Studienabschnitt nicht in der
im § 2 Abs. 1 vorgesehenen Zeit von vier Semestern
abgeschlossen worden ist, sind die beiden folgen-
den Semester gemäß § 20 Abs. 3 AHStG schon für
den zweiten Studienabschnitt einzurechnen. Inner-
halb dieser beiden Semester sind unter Beachtung
der besonderen Zulassungsvoraussetzungen (§ 10
Abs. 3 AHStG und § 7 dieser Verordnung) die
Absolvierung von Lehrveranstaltungen und das
Antreten zu Prüfungen des zweiten Studienab-
schnittes zulässig. Dies kann für bestimmte Fächer
im Studienplan auch über das sechste einrechen-
bare Semester hinaus gestattet werden, sofern
wenigstens ein Großteil der ersten Diplomprüfung
bereits abgelegt worden ist.

P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r im
z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 6. (1) Im zweiten Studienabschnitt sind insge-
samt 72 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des
Studienplanes 62 Wochenstunden aus den Pflicht-
und Wahlfächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach
Inskription der Pflicht- und Wahlfächer auf die
Gesamtstundenzahl (72 Wochenstunden) noch feh-
lende Zahl von Wochenstunden ist durch Inskrip-
tion von Freifächern (§ 15) zu erfüllen. Die im Stu-
dienplan empfohlenen Freifächer sind besonders zu
beachten. In jedem Semester sind jedenfalls minde-
stens 12 Wochenstunden zu inskribieren.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflichtfächern und Wahlfächern
zu inskribieren:

(3) Zur praxisnahen Gestaltung der Berufsvorbil-
dung sind im Studienplan Praktika oder andere
Lehrveranstaltungen, die im besonderen Maß der
praktischen Ausbildung der Studierenden dienen,
vorzusehen. Das Ausmaß darf, sofern eine Ferial-
praxis vorgesehen ist, 8 Wochen und sofern Lehr-
veranstaltungen vorgesehen werden, 8 Semesterwo-
chenstunden nicht überschreiten.

Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 7. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung der
zweiten Diplomprüfung setzt die Inskription der im
Studienplan vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen
des betreffenden Prüfungsfaches und die positive
Beurteilung der Teilnahme an den im Studienplan
hinsichtlich des betreffenden Prüfungsfaches
gemäß §§ 16 Abs. 15 und 27 Abs. 2 des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen
Lehrveranstaltungen voraus.

(2) Voraussetzung für die Zulassung zur letzten
Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung ist über-
dies die Absolvierung aller Teilprüfungen aus den
Vorprüfungsfächern und die Approbation der
Diplomarbeit.
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Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 8. (1) Im Rahmen der zweiten Diplomprüfung
sind

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Volkswirtschaftstheorie;
2. Volkswirtschaftspolitik;
3. Finanzwissenschaften;
4. eine besondere Betriebswirtschaftslehre

nach Wahl des Kandidaten;
b) Vorprüfungsfächer:

1. nach Wahl des Kandidaten ein Fach, das
die Studienrichtung sinnvoll ergänzt, ins-
besondere eines der folgenden Fächer:
Finanzrecht,
Arbeitsrecht,
Sozialrecht,
Wirtschaftssoziologie,
Grundzüge der Politikwissenschaft,
Gesellschaftspolitik und Sozialpolitik,
Neuere Sozial- und Wirtschaftsge-
schichte,
Sozial- und Wirtschaftsgeographie,
Ökonometrie,
Handels- und Wertpapierrecht,
Neuere Geschichte und Zeitgeschichte;

2. Grundzüge des öffentlichen Rechts.

(2) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern abzuhalten ist.

(3) Die Prüfung aus jedem Diplomprüfungsfach
besteht aus einem schriftlichen und einem mündli-
chen Prüfungsteil. Die Zulassung zum mündlichen
Prüfungsteil ist von der positiven Beurteilung der
schriftlichen Prüfungsarbeit abhängig. Der Präses
der Prüfungskommission hat je nach Art der zu
lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prüfungsar-
beit als Klausur-, Instituts- oder Hausarbeit anzu-
fertigen ist.

(4) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung der
Prüfungsarbeit und dem Beginn des mündlichen
Prüfungsteiles im Rahmen derselben Teilprüfung
hat höchstens 4 Wochen zu betragen.

(5) Hinsichtlich der Prüfungen aus den Vorprü-
fungsfächern hat die zuständige Studienkommis-
sion im Studienplan nach Maßgabe pädagogischer
Gründe festzulegen, ob diese Prüfungen schriftlich
oder mündlich abzuhalten sind.

D i p l o m a r b e i t

§9. (1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Höchschul-Stu-
diengesetzes) nachzuweisen.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist den Diplom-
prüfungsfächern der ersten Diplomprüfung gemäß

§ 5 Abs. 1 lit. a oder den Diplomprüfungsfächern
und Vorprüfungsfächern der zweiten Diplomprü-
fung gemäß § 8 Abs. 1 zu entnehmen, sofern diese
Fächer keine Rechtsfächer oder Grundzüge-Fächer
(§ 10) sind.

(3) Die Diplomarbeit muß in engem themati-
schen Zusammenhang mit jenem Fach stehen, das
die Studienrichtung wesentlich charakterisiert.

(4) Der Kandidat hat das Recht, das Thema der
Diplomarbeit nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 vor-
zuschlagen und einem seiner Lehrbefugnis gemäß
§ 23 Abs. 1 lit. a UOG nach zuständigen Universi-
tätslehrer um die Betreuung zu ersuchen, oder das
Thema der Diplomarbeit aus einer Anzahl von
Vorschlägen nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 aus-
zuwählen (§ 5 Abs. 2 lit. f des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes).

(5) Lehnt der vom Kandidaten gewählte Univer-
sitätslehrer die Betreuung bzw. die Vergabe von
Themenvorschlägen ab, so hat der Präses der Prü-
fungskommission für die zweite Diplomprüfung
auf Antrag des ordentlichen Hörers den Universi-
tätslehrer zu bestimmen, der die Betreuung des
Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplomarbeit
zu übernehmen bzw. dem betreffenden Kandidaten
Themen vorzuschlagen hat. Hiebei ist dem betref-
fenden Universitätslehrer vom Präses eine Frist zu
setzen, die nicht kürzer als 2 Wochen und nicht
länger als 2 Monate sein darf. Die Betreuung bzw.
die Erstellung von Vorschlägen darf nicht mit der
Begründung verweigert werden, daß der Kandidat
die Teilprüfung in dem Fach, dem das Thema ent-
nommen werden soll, noch nicht abgelegt hat. Dem
Universitätslehrer, der das Thema der Diplomar-
beit vorgeschlagen hat, obliegt auch die Betreuung
des Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplom-
arbeit.

(6) Die Vergabe des Themas der Diplomarbeit
gemäß Abs. 4 und 5 darf frühestens in den letzten
2 Wochen des zweiten, in den zweiten Studienab-
schnitt einrechenbaren Semesters erfolgen. Die
erste Diplomprüfung muß jedoch vollständig abge-
legt sein.

(7) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskom-
mission für die zweite Diplomprüfung einzurei-
chen. Der Universitätslehrer, der den Verfasser der
Diplomarbeit betreut hat, ist vom Präses zum
Begutachter zu bestellen. Die Beurteilung durch
den Begutachter hat innerhalb von höchstens drei
Monaten zu erfolgen.

(8) Die Diplomarbeit ist grundsätzlich als Haus-
arbeit durchzuführen. Im Einzelfall hat die Prü-
fungskommission ausnahmsweise festzulegen, daß
die Diplomarbeit als Institutsarbeit durchzuführen
ist, wenn dies vom Betreuer im Einvernehmen mit
dem Kandidaten beantragt wurde und pädagogi-
sche Gründe dafürsprechen.
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G r u n d z ü g e - F ä c h e r

§ 10. Soweit im Rahmen eines Prüfungsfaches
nur die Grundzüge des Faches zu prüfen sind, ist
bei der Abhaltung der Prüfungen darauf zu achten,
daß — unter bewußtem Verzicht auf die Vollstän-
digkeit des Stoffes — nur die für das Fach kenn-
zeichnenden und wesentlichen Inhalte geprüft wer-
den.

R e c h t s f ä c h e r

§ 11. Ausländische Studierende sind berechtigt,
anstelle der in dieser Verordnung genannten öster-
reichischen Rechtsfächer Kenntnisse über diese
Fachgebiete im Recht ihres Heimatstaates nachzu-
weisen, wenn an der österreichischen Universität,
an der sie immatrikuliert sind, entsprechende Lehr-
veranstaltungen regelmäßig angeboten werden.

F r e m d s p r a c h e n

§ 12. (1) Die im Rahmen dieser Verordnung vor-
geschriebene Ausbildung in Fremdsprachen (frem-
den Wirtschaftssprachen) hat sich an den in § 28
Abs. 2 lit. a des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes angeführten Grundsätzen zu orientieren.

(2) Die Studierenden sind berechtigt, Englisch,
Französisch oder eine andere lebende Fremdspra-
che zu wählen, die von der Studienkommission in
den Studienplan aufgenommen wurde. Die Auf-
nahme in den Studienplan ist nur zulässig, wenn für
dieses Fach die notwendigen Lehr- und For-
schungseinrichtungen an der Universität vorhanden
sind und auf Grund dessen auch ausreichend Lehr-
veranstaltungen aus diesem Fach an der Universität
durchgeführt werden können.

(3) Die Inskription der Lehrveranstaltungen aus
der Fremdsprache kann von der zuständigen Stu-
dienkommission auf Antrag des ordentlichen
Hörers im Fall der Anerkennung von Prüfungs-
zeugnissen außeruniversitärer Einrichtungen erlas-
sen werden.

(4) Die im Rahmen von in dieser Verordnung
vorgeschriebenen Vorprüfungen nachzuweisende
Kenntnis von Fremdsprachen kann auch durch
Prüfungszeugnisse außeruniversitärer Einrichtun-
gen nachgewiesen werden. Bei Anerkennung derar-
tiger Prüfungen sind die Bestimmungen des § 21
Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
sinngemäß anzuwenden.

(5) Die Studienkommission kann gemäß § 58
lit. e UOG Richtlinien für die Entscheidung des
Vorsitzenden über Anträge von Studierenden hin-
sichtlich der Anerkennung von Prüfungszeugnissen
außeruniversitärer Einrichtungen gemäß Abs. 4
erlassen. Neben den grundsätzlichen Anforderun-
gen an die solchen außeruniversitären Prüfungs-
zeugnissen zugrunde liegenden Inhalte können
diese Richtlinien auch eine demonstrative Aufzäh-
lung jener außeruniversitären Einrichtungen am

Hochschulort enthalten, durch deren Prüfungs-
zeugnisse die erforderliche Kenntnis von Fremd-
sprachen gemäß Abs. 4 nachgewiesen werden kann.

W a h l f ä c h e r

§ 13. Bei Wahlfächern besteht die Wahlmöglich-
keit nur hinsichtlich solcher Fächer, die im Studien-
plan ausdrücklich angeführt werden. Eine Auf-
nahme in den Studienplan ist nur zulässig, wenn für
dieses Fach die notwendigen Lehr- und For-
schungseinrichtungen an der Universität vorhanden
sind und auf Grund dessen auch ausreichend Lehr-
veranstaltungen aus diesem Fach an der Universität
durchgeführt werden können. Der Wechsel eines
Wahlfaches ist nach erfolgter Zulassung zur Teil-
prüfung der jeweiligen Wahlfachgruppe ausge-
schlossen.

U n t e r r i c h t s v e r s u c h e

§ 14. (1) Unter Berücksichtigung des Fortschritts
didaktischer Erkenntnisse sowie der besonderen
Bedeutung von Interdisziplinarität und Praxisbezo-
genheit der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
sind im Studienplan im Rahmen der in den §§ 3
Abs. 1 und 6 Abs. 1 festgelegten Stundenzahl für
die Pflicht- und Wahlfächer Unterrichtsversuche
einzurichten.

(2) Als neue Formen des Unterrichts können ins-
besondere vorgesehen werden:

a) Lehrveranstaltungen, die sich besonderer
didaktischer Methoden bedienen;

b) Lehrveranstaltungen, die interdisziplinär den
Zusammenhang einzelner Prüfungsfächer
hervorheben;

c) Lehrveranstaltungen, die durch Beiziehung
hiefür besonders geeigneter Vortragender
oder durch Bearbeitung entsprechender Pro-
blemstellungen im besonderen Maße der
praktischen Ausbildung der Studierenden
dienen und konkrete Einblicke in die prakti-
sche Berufsausbildung ermöglichen.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
dafür zu sorgen, daß jedenfalls im zweiten Studien-
abschnitt Unterrichtsversuche im Umfang von min-
destens 2 Semesterwochenstunden durchgeführt
und zum Zweck der Verbesserung laufend über-
prüft werden.

F r e i f ä c h e r

§ 15. Jeder Studierende ist berechtigt, die von
ihm nicht als Prüfungsfächer gewählten Wahlfä-
cher der Studienrichtung als Freifächer zu inskri-
bieren und die im Studienplan für diese Fächer
geforderten Leistungsnachweise zu erbringen. Auf
Grund dieser Nachweise kann er verlangen, daß er
in solchen Fächern eine Prüfung ablegen darf und
ihm über diese ein besonderes Zeugnis ausgestellt
wird.
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V e r l e i h u n g des a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l -

u n d W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

§ 16. (1) An die Absolventen des Diplomstu-
diums der Studienrichtung Volkswirtschaft ist der
akademische Grad „Magister der Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften", lateinische Bezeichnung
„Magister rerum socialium oeconomicarumque"
abgekürzt „Mag. rer. soc. oec", zu verleihen.

(2) Um die Verleihung des akademischen Grades
ist beim Fakultätskollegium (Universitätskollegium)
anzusuchen. Dem Gesuch ist das Studienbuch
anzuschließen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades ist
zu beurkunden.

III. ABSCHNITT

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

S 17. Gemäß § 45 Abs. 7 AHStG haben ordentli-
che Hörer, die vor Inkrafttreten des auf Grund die-
ser Verordnung erlassenen neuen Studienplanes ihr
Studium begonnen haben, das Recht, sich durch
schriftliche Erklärung zu Beginn des auf das
Inkrafttreten des neuen Studienplanes folgenden
Semesters diesem neuen Studienplan zu unterstel-
len. In diesem Fall werden zurückgelegte Studien
dieser Studienrichtung zur Gänze in die vorge-
schriebene Studiendauer eingerechnet und alle
abgelegten Prüfungen anerkannt. Erfolgt die
Unterstellung unter den neuen Studienplan wäh-
rend des ersten Studienabschnittes, so sind die feh-
lenden Lehrveranstaltungen und Prüfungen bis
zum Ende des sechsten einrechenbaren Semesters
nachzuholen; erfolgt sie nach Abschluß des ersten
Studienabschnittes, so sind die fehlenden Lehrver-
anstaltungen und Prüfungen bis zum Antreten zur
letzten Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung
nachzuholen.

Fischer

1 7 3 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 17. April
1984 über die Studienordnung für die Studien-

richtung Betriebswirtschaft
(Studienordnung Betriebswirtschaft)

Auf Grund des Bundesgesetzes über sozial- und
wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtungen
vom 20. Jänner 1983, BGBl. Nr. 57, in Verbindung
mit dem Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz,
BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 116/1984, wird verordnet:

I. ABSCHNITT

E i n r i c h t u n g

§ 1. (1) Der Studienzweig „Betriebswirtschaft"
der betriebswirtschaftlichen Studienrichtung ist an

den Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultäten der Universitäten Graz, Innsbruck und
Linz sowie an der Wirtschaftsuniversität Wien ein-
zurichten.

(2) Der Studienzweig „Öffentliche Wirtschaft
und Verwaltung" der betriebswirtschaftlichen Stu-
dienrichtung ist

a) an den Sozial- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultäten der Universitäten Graz,
Innsbruck und Linz sowie

b) gemeinsam an der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät der Universität
Wien und der Wirtschaftsuniversität Wien

einzurichten.

II. ABSCHNITT

S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d
S t u d i e n d a u e r

§ 2. (1) Das Diplomstudium der Studienrichtung
Betriebswirtschaft besteht in beiden Studienzwei-
gen aus zwei Studienabschnitten in der Dauer von
je vier Semestern.

(2) Die zuständige akademische Behörde hat auf
Antrag des Studierenden die Inskription von einem
Semester in einem der beiden Studienabschnitte zu
erlassen, wenn der Studierende die im Studienplan
vorgesehenen Lehrveranstaltungen innerhalb der
verkürzten Studiendauer inskribiert und die Vor-
aussetzungen für die Zulassung zur ersten Diplom-
prüfung oder zur letzten Teilprüfung der zweiten
Diplomprüfung erfüllt hat.

(3) Der erste Studienabschnitt dient der Einfüh-
rung in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
sowie der Einführung in rechtswissenschaftliche,
geisteswissenschaftliche und formalwissenschaftli-
che Fächer, die eine Grundlage für das Studium der
Betriebswirtschaft darstellen.

(4) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
mittlung und Vertiefung jener Kenntnisse, die
durch die wissenschaftliche Berufsvorbildung
sichergestellt wird.

(5) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

P f l i c h t f ä c h e r im e r s t e n
S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 3. (1) Im ersten Studienabschnitt sind insge-
samt 80 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des
Studienplanes 70 Wochenstunden aus den Pflicht-
fächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach Inskrip-
tion der Pflichtfächer auf die Gesamtstundenzahl
(80 Wochenstunden) noch fehlende Zahl von
Wochenstunden ist durch Inskription von Freifä-
chern (§ 15) zu erfüllen. Die im Studienplan emp-
fohlenen Freifächer sind besonders zu beachten. In
jedem Semester sind jedenfalls mindestens
15 Wochenstunden zu inskribieren.
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(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
in beiden Studienzweigen aus den folgenden
Pflichtfächern zu inskribieren:

(3) Die Studienkommission hat bei Erlassung des
Studienplanes darauf zu achten, daß die gemäß
§ 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes für die Zulassung zu einer Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung erforderliche Teilnahme an
vorgeschriebenen Übungen, Proseminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Kon-
versatorien den ordentlichen Hörern insoweit
bereits ab dem ersten Semester des ersten Studien-
abschnittes ermöglicht wird, daß die Ablegung der
Teilprüfungen der ersten Diplomprüfung in gleich-
mäßigen zeitlichen Abständen bis zum Ende des
vierten Semesters möglich wird.

Z u l a s s u n g z u r e r s t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 4. (1) Die Zulassung zu Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung setzt die Inskription der vom
Studienplan für das Prüfungsfach vorgesehenen
Lehrveranstaltungen und die Erbringung der im
Studienplan gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen Lei-
stungsnachweise aus diesem Fach sowie die Inskrip-
tion und Teilnahme an der Orientierungslehrveran-
staltung gemäß § 3 Abs. 2 Z 7 voraus.

(2) Die Zulassung zur letzten Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung setzt auch die Absolvierung
aller Vorprüfungen sowie den Nachweis der
Kenntnis einer für das Studium der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften wichtigen lebenden
Fremdsprache und den Nachweis der Kenntnis des
Rechnungswesens im Umfang des Lehrplanes der
Handelsakademien voraus. Werden diese Kennt-
nisse nicht durch ein Reifeprüfungszeugnis (§ 7
Abs. 1 AHStG) nachgewiesen, so sind sie in Form
von Ergänzungsprüfungen (§ 7 Abs. 4 AHStG)
nachzuweisen.

E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 5. (1) Im Rahmen der ersten Diplomprüfung
sind in beiden Studienzweigen

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre

einschließlich Datenverarbeitung;
2. Grundzüge der politischen Ökonomie

unter Berücksichtigung der neueren
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte;

3. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-
genden Fächer:
Grundzüge des Privatrechts,
Grundzüge der angewandten Mathematik
und der Statistik für Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaftler,
Grundzüge und Methoden der Soziolo-
gie;

b) Vorprüfungsfächer:
1. eines der beiden unter lit. a Z 3 nicht

gewählten Fächer;
2. das andere der beiden unter lit. a Z 3 nicht

gewählten Fächer;
3. die gewählte Fremdsprache.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamtprü-
fung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern mündlich abzuhalten ist. Die Stu-
dienkommission kann im Studienplan aus pädago-
gischen Gründen an Stelle der mündlichen die
schriftliche Abhaltung der Prüfung vorschreiben.

(3) Wenn der erste Studienabschnitt nicht in der
im § 2 Abs. 1 vorgesehenen Zeit von vier Semestern
abgeschlossen worden ist, sind die beiden folgen-
den Semester gemäß § 20 Abs. 3 AHStG schon für
den zweiten Studienabschnitt einzurechnen. Inner-
halb dieser beiden Semester sind unter Beachtung
der besonderen Zulassungsvoraussetzungen (§10
Abs. 3 AHStG und § 7 dieser Verordnung) die
Absolvierung von Lehrveranstaltungen und das
Antreten zu Prüfungen des zweiten Studienab-
schnittes zulässig. Dies kann für bestimmte Fächer
im Studienplan auch über das sechste einrechen-
bare Semester hinaus gestattet werden, sofern
wenigstens ein Großteil der ersten Diplomprüfung
bereits abgelegt worden ist.
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P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r im
z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 6. (1) Im zweiten Studienabschnitt sind in
jedem Studienzweig insgesamt 72 Wochenstunden,
davon nach Maßgabe des Studienplanes
62 Wochenstunden aus den Pflicht- und Wahlfä-
chern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach Inskription
der Pflicht- und Wahlfächer auf die Gesamtstun-
denzahl (72 Wochenstunden) noch fehlende Zahl
von Wochenstunden ist durch Inskription von Frei-
fächern (§ 15) zu erfüllen. Die im Studienplan emp-
fohlenen Freifächer sind besonders zu beachten. In
jedem Semester sind jedenfalls mindestens
12 Wochenstunden zu inskribieren.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflichtfächern und Wahlfächern
zu inskribieren:

(3) Zur praxisnahen Gestaltung der Berufsvorbil-
dung sind im Studienplan Praktika oder andere
Lehrveranstaltungen, die im besonderen Maß der
praktischen Ausbildung der Studierenden dienen,
vorzusehen. Das Ausmaß darf, sofern eine Ferial-
praxis vorgesehen ist, 8 Wochen und sofern Lehr-
veranstaltungen vorgesehen werden, 8 Semesterwo-
chenstunden nicht überschreiten.

Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 7. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung der
zweiten Diplomprüfung setzt die Inskription der im
Studienplan vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen
des betreffenden Prüfungsfaches und die positive
Beurteilung der Teilnahme an den im Studienplan
hinsichtlich des betreffenden Prüfungsfaches
gemäß §§ 16 Abs. 15 und 27 Abs. 2 des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen
Lehrveranstaltungen voraus.

(2) Voraussetzung für die Zulassung zur letzten
Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung ist über-
dies die Absolvierung aller Teilprüfungen aus den
Vorprüfungsfächern und die Approbation der
Diplomarbeit.
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Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 8. (1) Im Studienzweig „Betriebswirtschaft"
sind im Rahmen der zweiten Diplomprüfung

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Allgemeine Betriebswirtschaftslehre;
2. eine besondere Betriebswirtschaftslehre

nach Wahl des Kandidaten;
3. eine zweite besondere Betriebswirtschafts-

lehre nach Wahl des Kandidaten;
4. Volkswirtschaftstheorie, Volkswirtschafts-

politik und Finanzwissenschaften;
b) Vorprüfungsfächer:

1. Grundzüge des öffentlichen Rechts;
2. nach Wahl des Kandidaten ein Fach, das

die Studienrichtung sinnvoll ergänzt, ins-
besondere eines der folgenden Fächer:
eine spezielle Soziologie nach Wahl des
Kandidaten,
Finanzrecht,
Arbeitsrecht und Grundzüge des Sozial-
rechts,
Grundzüge der Informatik,
eine angewandte Psychologie, die die Stu-
dienrichtung sinnvoll ergänzt, nach Wahl
des Kandidaten,
Technologie,
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte,
Handels- und Wertpapierrecht,
Neuere Geschichte und Zeitgeschichte.

(2) Im Studienzweig „Öffentliche Wirtschaft
und Verwaltung" sind im Rahmen der zweiten
Diplomprüfung

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Betriebswirtschaftslehre der öffentlichen Ver-

waltung und der öffentlichen Wirtschaftsun-
ternehmungen;

2. Finanzwissenschaften;
3. Volkswirtschaftstheorie und Volkswirt-

schaftspolitik unter besonderer Berücksichti-
gung der öffentlichen Verwaltung und der
öffentlichen Wirtschaftsunternehmungen;

4. Grundzüge des öffentlichen Rechts;
b) Vorprüfungsfächer:

1. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-
genden Fächer:
Verwaltungslehre,
Finanzrecht,
Grundzüge der Informatik;

2. nach Wahl des Kandidaten ein Fach, das
die Studienrichtung sinnvoll ergänzt, ins-
besondere:
Betriebs- und Organisationssoziologie,
Neuere Geschichte und Zeitgeschichte.

(3) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern abzuhalten ist.

(4) Die Prüfung aus jedem Diplomprüfungsfach
besteht aus einem schriftlichen und einem mündli-

chen Prüfungsteil. Die Zulassung zum mündlichen
Prüfungsteil ist von der positiven Beurteilung der
schriftlichen Prüfungsarbeit abhängig. Der Präses
der Prüfungskommission hat je nach Art der zu
lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prüfungsar-
beit als Klausur-, Instituts- oder Hausarbeit anzu-
fertigen ist.

(5) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung der
Prüfungsarbeit und dem Beginn des mündlichen
Prüfungsteiles im Rahmen derselben Teilprüfung
hat höchstens vier Wochen zu betragen.

(6) Hinsichtlich der Prüfungen aus den Vorprü-
fungsfächern hat die zuständige Studienkommis-
sion im Studienplan nach Maßgabe pädagogischer
Gründe festzulegen, ob diese Prüfungen schriftlich
oder mündlich abzuhalten sind.

D i p l o m a r b e i t

§ 9. (1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes) nachzuweisen.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist den Diplom-
prüfungsfächern der ersten Diplomprüfung gemäß
§ 5 Abs. 1 lit. a oder den Diplomprüfungsfächern
und Vorprüfungsfächern der zweiten Diplomprü-
fung gemäß § 8 Abs. 1 und 2 zu entnehmen, sofern
diese Fächer keine Rechtsfächer oder Grundzüge-
Fächer (§ 10) sind.

(3) Die Diplomarbeit muß in engem themati-
schen Zusammenhang mit jenem Fach stehen, das
die Studienrichtung wesentlich charakterisiert.

(4) Der Kandidat hat das Recht, das Thema der
Diplomarbeit nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 vor-
zuschlagen und einem seiner Lehrbefugnis gemäß
§ 23 Abs. 1 lit. a UOG nach zuständigen Universi-
tätslehrer um die Betreuung zu ersuchen oder das
Thema der Diplomarbeit aus einer Anzahl von
Vorschlägen nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 aus-
zuwählen (§ 5 Abs. 2 lit f des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes).

(5) Lehnt der vom Kandidaten gewählte Univer-
sitätslehrer die Betreuung bzw. die Vergabe von
Themenvorschlägen ab, so hat der Präses der Prü-
fungskommission für die zweite Diplomprüfung
auf Antrag des ordentlichen Hörers den Universi-
tätslehrer zu bestimmen, der die Betreuung des
Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplomarbeit
zu übernehmen bzw. dem betreffenden Kandidaten
Themen vorzuschlagen hat. Hiebei ist dem betref-
fenden Universitätslehrer vom Präses eine Frist zu
setzen, die nicht kürzer als zwei Wochen und nicht
länger als zwei Monate sein darf. Die Betreuung
bzw. die Erstellung von Vorschlägen darf nicht mit
der Begründung verweigert werden, daß der Kan-
didat die Teilprüfung in dem Fach, dem das Thema
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entnommen werden soll, noch nicht abgelegt hat.
Dem Universitätslehrer, der das Thema der
Diplomarbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die
Betreuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung
der Diplomarbeit.

(6) Die Vergabe des Themas der Diplomarbeit
gemäß Abs. 4 und 5 darf frühestens in den letzten
zwei Wochen des zweiten, in den zweiten Studien-
abschnitt einrechenbaren Semesters erfolgen. Die
erste Diplomprüfung muß jedoch vollständig abge-
legt sein.

(7) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskom-
mission für die zweite Diplomprüfung einzurei-
chen. Der Universitätslehrer, der den Verfasser der
Diplomarbeit betreut hat, ist vom Präses zum
Begutachter zu bestellen. Die Beurteilung durch
den Begutachter hat innerhalb von höchstens drei
Monaten zu erfolgen.

(8) Die Diplomarbeit ist grundsätzlich als Haus-
arbeit durchzuführen. Im Einzelfall kann die Prü-
fungskommission ausnahmsweise festlegen, daß die
Diplomarbeit als Institutsarbeit durchzuführen ist,
wenn dies vom Betreuer im Einvernehmen mit dem
Kandidaten beantragt wurde und pädagogische
Gründe dafürsprechen.

G r u n d z ü g e - F ä c h e r

§ 10. Soweit im Rahmen eines Prüfungsfaches
nur die Grundzüge des Faches zu prüfen sind, ist
bei der Abhaltung der Prüfungen darauf zu achten,
daß — unter bewußtem Verzicht auf die Vollstän-
digkeit des Stoffes — nur die für das Fach kenn-
zeichnenden und wesentlichen Inhalte geprüft wer-
den.

R e c h t s f ä c h e r

§ 11. Ausländische Studierende sind berechtigt,
an Stelle der in dieser Verordnung genannten
österreichischen Rechtsfächer Kenntnisse über
diese Fachgebiete im Recht ihres Heimatstaates
nachzuweisen, wenn an der österreichischen Uni-
versität, an der sie immatrikuliert sind, entspre-
chende Lehrveranstaltungen regelmäßig angeboten
werden.

F r e m d s p r a c h e n

§ 12. (1) Die im Rahmen dieser Verordnung vor-
geschriebene Ausbildung in Fremdsprachen (frem-
den Wirtschaftssprachen) hat sich an den in § 28
Abs. 2 lit. a des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes angeführten Grundsätzen zu orientieren.

(2) Die Studierenden sind berechtigt, Englisch,
Französisch oder eine andere lebende Fremdspra-
che zu wählen, die von der Studienkommission in
den Studienplan aufgenommen wurde. Die Auf-
nahme in den Studienplan ist nur zulässig, wenn für
dieses Fach die notwendigen Lehr- und For-
schungseinrichtungen an der Universität vorhanden

sind und auf Grund dessen auch ausreichend Lehr-
veranstaltungen aus diesem Fach an der Universität
durchgeführt werden können.

(3) Die Inskription der Lehrveranstaltungen aus
der Fremdsprache kann von der zuständigen Stu-
dienkommission auf Antrag des ordentlichen
Hörers im Fall der Anerkennung von Prüfungs-
zeugnissen außeruniversitärer Einrichtungen erlas-
sen werden.

(4) Die im Rahmen von in dieser Verordnung
vorgeschriebenen Vorprüfungen nachzuweisende
Kenntnis von Fremdsprachen kann auch durch
Prüfungszeugnisse außeruniversitärer Einrichtun-
gen nachgewiesen werden. Bei Anerkennung derar-
tiger Prüfungen sind die Bestimmungen des §21
Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
sinngemäß anzuwenden.

(5) Die Studienkommission kann gemäß § 58
lit. e UOG Richtlinien für die Entscheidung des
Vorsitzenden über Anträge von Studierenden hin-
sichtlich der Anerkennung von Prüfungszeugnissen
außeruniversitärer Einrichtungen gemäß Abs. 4
erlassen. Neben den grundsätzlichen Anforderun-
gen an die solchen außeruniversitären Prüfungs-
zeugnissen zugrundeliegenden Inhalte können
diese Richtlinien auch eine demonstrative Aufzäh-
lung jener außeruniversitären Einrichtungen am
Hochschulort enthalten, durch deren Prüfungs-
zeugnisse die erforderliche Kenntnis von Fremd-
sprachen gemäß Abs. 4 nachgewiesen werden kann.

W a h l f ä c h e r

§ 13. Bei Wahlfächern besteht die Wahlmöglich-
keit nur hinsichtlich solcher Fächer, die im Studien-
plan ausdrücklich angeführt werden. Eine Auf-
nahme in den Studienplan durch die Studienkom-
mission ist nur zulässig, wenn für dieses Fach die
notwendigen Lehr- und Forschungseinrichtungen
an der Universität vorhanden sind und auf Grund
dessen auch ausreichend Lehrveranstaltungen aus
diesem Fach an der Universität durchgeführt wer-
den können. Der Wechsel eines Wahlfaches ist
nach erfolgter Zulassung zur Teilprüfung der
jeweiligen Wahlfachgruppe ausgeschlossen.

U n t e r r i c h t s v e r s u c h e

§ 14. (1) Unter Berücksichtigung des Fortschritts
didaktischer Erkenntnisse sowie der besonderen
Bedeutung von Interdisziplinarität und Praxisbezo-
genheit der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
sind im Studienplan im Rahmen der in den §§ 3
Abs. 1 und 6 Abs. 1 festgelegten Stundenzahl für
die Pflicht- und Wahlfächer Unterrichtsversuche
einzurichten.

(2) Als neue Formen des Unterrichts können ins-
besondere vorgesehen werden:

a) Lehrveranstaltungen, die sich besonderer
didaktischer Methoden bedienen;
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b) Lehrveranstaltungen, die interdisziplinär den
Zusammenhang einzelner Prüfungsfächer
hervorheben;

c) Lehrveranstaltungen, die durch Beiziehung
hiefür besonders geeigneter Vortragender
oder durch Bearbeitung entsprechender Pro-
blemstellungen im besonderen Maß der prak-
tischen Ausbildung der Studierenden dienen
und konkrete Einblicke in die praktische
Berufsausbildung ermöglichen.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
dafür zu sorgen, daß jedenfalls im zweiten Studien-
abschnitt Unterrichtsversuche im Umfang von min-
destens zwei Semesterwochenstunden durchgeführt
und zum Zweck der Verbesserung laufend über-
prüft werden.

F r e i f ä c h e r

§ 15. Jeder Studierende ist berechtigt, die von
ihm nicht als Prüfungsfächer gewählten Wahlfä-
cher der Studienrichtung als Freifächer zu inskri-
bieren und die im Studienplan für diese Fächer
geforderten Leistungsnachweise zu erbringen. Auf
Grund dieser Nachweise kann er verlangen, daß er
in solchen Fächern eine Prüfung ablegen darf und
ihm über diese ein besonderes Zeugnis ausgestellt
wird.

V e r l e i h u n g des a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - u n d

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

§ 15. (1) An Absolventen des Diplomstudiums
eines der beiden Studienzweige der Studienrich-
tung Betriebswirtschaft ist der akademische Grad
„Magister der Sozial- und Wirtschaftswissenschaf-
ten", lateinische Bezeichnung „Magister rerum
socialium oeconomicarumque", abgekürzt
„Mag. rer. soc. oec", zu verleihen.

(2) Um die Verleihung des akademischen Grades
ist beim Fakultätskollegium (Universitätskollegium)
anzusuchen. Dem Gesuch ist das Studienbuch
anzuschließen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades ist
zu beurkunden.

III. ABSCHNITT

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

S 17. Gemäß § 45 Abs. 7 AHStG haben ordentli-
che Hörer, die vor Inkrafttreten des auf Grund die-
ser Verordnung erlassenen neuen Studienplanes ihr
Studium begonnen haben, das Recht, sich durch
schriftliche Erklärung zu Beginn des auf das
Inkrafttreten des neuen Studienplanes folgenden
Semesters diesem neuen Studienplan zu unterstel-
len. In diesem Fall werden zurückgelegte Studien
dieser Studienrichtung zur Gänze in die vorge-
schriebene Studiendauer eingerechnet und alle
abgelegten Prüfungen anerkannt. Erfolgt die

Unterstellung unter den neuen Studienplan wäh-
rend des ersten Studienabschnittes, so sind die feh-
lenden Lehrveranstaltungen und Prüfungen bis
zum Ende des sechsten einrechenbaren Semesters
nachzuholen; erfolgt sie nach Abschluß des ersten
Studienabschnittes, so sind die fehlenden Lehrver-
anstaltungen und Prüfungen bis zum Antreten zur
letzten Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung
nachzuholen.

Fischer

1 7 4 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 17. April
1984 über die Studienordnung für die Studien-

richtung Handelswissenschaft
(Studienordnung Handelswissenschaft)

Auf Grund des Bundesgesetzes über sozial- und
wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtungen
vom 20. Jänner 1983, BGBl. Nr. 57, in Verbindung
mit dem Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz,
BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 116/1984, wird verordnet:

I. ABSCHNITT

E i n r i c h t u n g

§ 1. Die Studienrichtung Handelswissenschaft ist
an der Wirtschaftsuniversität Wien einzurichten.

II. ABSCHNITT

S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d
S t u d i e n d a u e r

§ 2. (1) Das Diplomstudium der Studienrichtung
Handelswissenschaft besteht aus zwei Studienab-
schnitten in der Dauer von je vier Semestern.

(2) Die zuständige akademische Behörde hat auf
Antrag des Studierenden die Inskription von einem
Semester in einem der beiden Studienabschnitte zu
erlassen, wenn der Studierende die im Studienplan
vorgesehenen Lehrveranstaltungen innerhalb der
verkürzten Studiendauer inskribiert und die Vor-
aussetzungen für die Zulassung zur ersten Diplom-
prüfung oder zur letzten Teilprüfung der zweiten
Diplomprüfung erfüllt hat.

(3) Der erste Studienabschnitt dient der Einfüh-
rung in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
sowie der Einführung in rechtswissenschaftliche,
geisteswissenschaftliche und formalwissenschaftli-
che Fächer, die eine Grundlage für das Studium der
Handelswissenschaft darstellen.

(4) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
mittlung und Vertiefung jener Kenntnisse, durch
die die wissenschaftliche Berufsvorbildung sicher-
gestellt wird.
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(5) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

P f l i c h t f ä c h e r im e r s t e n
S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 3. (1) Im ersten Studienabschnitt sind insge-
samt 80 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des
Studienplanes 70 Wochenstunden aus den Pflicht-
fächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach Inskrip-
tion der Pflichtfächer auf die Gesamtstundenzahl
(80 Wochenstunden) noch fehlende Zahl von
Wochenstunden ist durch Inskription von Freifä-
chern (§ 15) zu erfüllen. Die im Studienplan emp-
fohlenen Freifächer sind besonders zu beachten. In
jedem Semester sind jedenfalls mindestens
15 Wochenstunden zu inskribieren.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflichtfächern zu inskribieren:

(3) Die Studienkommission hat bei Erlassung des
Studienplanes darauf zu achten, daß die gemäß
§ 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes für die Zulassung zu einer Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung erforderliche Teilnahme an
vorgeschriebenen Übungen, Proseminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Kon-
versatorien den ordentlichen Hörern insoweit
bereits ab dem ersten Semester des ersten Studien-
abschnittes ermöglicht wird, daß die Ablegung der
Teilprüfungen der ersten Diplomprüfung in gleich-
mäßigen zeitlichen Abständen bis zum Ende des
vierten Semesters möglich wird.

Z u l a s s u n g z u r e r s t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 4. (1) Die Zulassung zu Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung setzt die Inskription der vom
Studienplan für das Prüfungsfach vorgesehenen

Lehrveranstaltungen und die Erbringung der im
Studienplan gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen Lei-
stungsnachweise aus diesem Fach sowie die Inskrip-
tion und Teilnahme an der Orientierungslehrveran-
staltung gemäß § 3 Abs. 2 Z 7 voraus.

(2) Die Zulassung zur letzten Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung setzt auch die Absolvierung
aller Vorprüfungen sowie den Nachweis der
Kenntnis einer für das Studium der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften wichtigen lebenden
Fremdsprache und den Nachweis der Kenntnis des
Rechnungswesens im Umfang des Lehrplanes der
Handelsakademien voraus. Werden diese Kennt-
nisse nicht durch ein Reifeprüfungszeugnis (§ 7
Abs. 1 AHStG) nachgewiesen, so sind sie in Form
von Ergänzungsprüfungen (§ 7 Abs. 4 AHStG)
nachzuweisen.

E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 5. (1) Im Rahmen der ersten Diplomprüfung
sind

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre,

einschließlich Datenverarbeitung;
2. Grundzüge der politischen Ökonomie

unter Berücksichtigung der neueren
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte;

3. die gemäß § 3 Abs. 2 Z 3 gewählte Fremd-
sprache;

b) Vorprüfungsfächer:
1. Grundzüge des Privatrechts;
2. Grundzüge der angewandten Mathematik

und der Statistik für Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaftler;

3. die zweite, gemäß § 3 Abs. 2 Z 6 gewählte
Fremdsprache.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamtprü-
fung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern mündlich abzuhalten ist. Die Stu-
dienkommission kann im Studienplan aus pädago-
gischen Gründen anstelle der mündlichen, die
schriftliche Abhaltung der Prüfung vorschreiben.

(3) Wenn der erste Studienabschnitt nicht in der
in § 2 Abs. 1 vorgesehenen Zeit von vier Semestern
abgeschlossen worden ist, sind die beiden folgen-
den Semester gemäß § 20 Abs. 3 AHStG schon für
den zweiten Studienabschnitt einzurechnen. Inner-
halb dieser beiden Semester sind unter Beachtung
der besonderen Zulassungsvoraussetzungen (§10
Abs. 3 AHStG und § 7 dieser Verordnung) die
Absolvierung von Lehrveranstaltungen und das
Antreten zu Prüfungen des zweiten Studienab-
schnittes zulässig. Dies kann für bestimmte Fächer
im Studienplan auch über das sechste einrechen-
bare Semester hinaus gestattet werden, sofern
wenigstens ein Großteil der ersten Diplomprüfung
bereits abgelegt worden ist.
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P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r im
z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 6. (1) Im zweiten Studienabschnitt sind insge-
samt 72 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des
Studienplanes 60 Wochenstunden aus den Pflicht-
und Wahlfächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach
Inskription der Pflicht- und Wahlfächer auf die
Gesamtstundenzahl (72 Wochenstunden) noch feh-
lende Zahl von Wochenstunden ist durch Inskrip-
tion von Freifächern (§ 15) zu erfüllen. Die im Stu-
dienplan empfohlenen Freifächer sind besonders zu
beachten. In jedem Semester sind jedenfalls minde-
stens 12 Wochenstunden zu inskribieren.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflichtfächern und Wahlfächern
zu inskribieren:

(3) Zur praxisnahen Gestaltung der Berufsvorbil-
dung sind im Studienplan Praktika oder andere
Lehrveranstaltungen, die im besonderen Maß der
praktischen Ausbildung der Studierenden dienen,

vorzusehen. Das Ausmaß darf, sofern eine Ferial-
praxis vorgesehen ist, 8 Wochen und sofern Lehr-
veranstaltungen vorgesehen werden, 8 Semesterwo-
chenstunden nicht überschreiten.

Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 7. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung der
zweiten Diplomprüfung setzt die Inskription der im
Studienplan vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen
des betreffenden Prüfungsfaches und die positive
Beurteilung der Teilnahme an den im Studienplan
hinsichtlich des betreffenden Prüfungsfaches
gemäß §§ 16 Abs. 15 und 27 Abs. 2 des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen
Lehrveranstaltungen voraus.

(2) Voraussetzung für die Zulassung zur letzten
Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung ist über-
dies die Absolvierung aller Teilprüfungen aus den
Vorprüfungsfächern und die Approbation der
Diplomarbeit.

Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 8. (1) Im Rahmen der zweiten Diplomprüfung
sind

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Allgemeine Betriebswirtschaftslehre;
2. eine besondere Betriebswirtschaftslehre

aus dem Absatzbereich nach Wahl des
Kandidaten;

3. Volkswirtschaftstheorie, Volkswirtschafts-
politik und Finanzwissenschaften;

4. die unter § 5 Abs. 1 lit. b Z 3 gewählte
Fremdsprache;

b) Vorprüfungsfächer:
1. Grundzüge des öffentlichen Rechts;
2. nach Wahl des Kandidaten ein Fach, das

die Studienrichtung sinnvoll ergänzt, ins-
besondere eines der folgenden Fächer:
Grundzüge und Methoden der Soziolo-
gie,
Finanzrecht,
Arbeitsrecht und Grundzüge des Sozial-
rechts,
Grundzüge der Informatik,
eine angewandte Psychologie, die die Stu-
dienrichtung sinnvoll ergänzt, nach Wahl
des Kandidaten,
Technologie,
Raumplanung,
eine dritte Fremdsprache,
Sozial- und Wirtschaftsgeographie,
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte,
Neuere Geschichte und Zeitgeschichte.

(2) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern abzuhalten ist.



1402 78. Stück — Ausgegeben am 4. Mai 1984 — Nr. 174

(3) Die Prüfung aus jedem Diplomprüfungsfach
besteht aus einem schriftlichen und einem mündli-
chen Prüfungsteil. Die Zulassung zum mündlichen
Prüfungsteil ist von der positiven Beurteilung der
schriftlichen Prüfungsarbeit abhängig. Der Präses
der Prüfungskommission hat je nach Art der zu
lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prüfungsar-
beit als Klausur-, Instituts- oder Hausarbeit anzu-
fertigen ist.

(4) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung der
Prüfungsarbeit und dem Beginn des mündlichen
Prüfungsteiles im Rahmen derselben Teilprüfung
hat höchstens 4 Wochen zu betragen.

(5) Hinsichtlich der Prüfungen aus den Vorprü-
fungsfächern hat die zuständige Studienkommis-
sion im Studienplan nach Maßgabe pädagogischer
Gründe festzulegen, ob diese Prüfungen schriftlich
oder mündlich abzuhalten sind.

D i p l o m a r b e i t

§ 9. (1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes) nachzuweisen.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist den Diplom-
prüfungsfächern der ersten Diplomprüfung gemäß
§ 5 Abs. 1 lit. a oder den Diplomprüfungsfächern
und Vorprüfungsfächern der zweiten Diplomprü-
fung gemäß § 8 Abs. 1 zu entnehmen, sofern diese
Fächer keine Rechtsfächer oder Grundzüge-Fächer
(§ 10) sind.

(3) Die Diplomarbeit muß in engem themati-
schen Zusammenhang mit jenem Fach stehen, das
die Studienrichtung wesentlich charakterisiert.

(4) Der Kandidat hat das Recht, das Thema der
Diplomarbeit nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 vor-
zuschlagen und einem seiner Lehrbefugnis gemäß
§ 23 Abs. 1 lit. a UOG nach zuständigen Universi-
tätslehrer um die Betreuung zu ersuchen oder das
Thema der Diplomarbeit aus einer Anzahl von
Vorschlägen nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 aus-
zuwählen (§ 5 Abs. 2 lit. f des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes).

(5) Lehnt der vom Kandidaten gewählte Univer-
sitätslehrer die Betreuung bzw. die Vergabe von
Themenvorschlägen ab, so hat der Präses der Prü-
fungskommission für die zweite Diplomprüfung
auf Antrag des ordentlichen Hörers den Universi-
tätslehrer zu bestimmen, der die Betreuung des
Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplomarbeit
zu übernehmen bzw. dem betreffenden Kandidaten
Themen vorzuschlagen hat. Hiebei ist dem betref-
fenden Universitätslehrer vom Präses eine Frist zu
setzen, die nicht kürzer als 2 Wochen und nicht
länger als 2 Monate sein darf. Die Betreuung bzw.
die Erstellung von Vorschlägen darf nicht mit der
Begründung verweigert werden, daß der Kandidat

die Teilprüfung in dem Fach, dem das Thema ent-
nommen werden soll, noch nicht abgelegt hat. Dem
Universitätslehrer, der das Thema der Diplomar-
beit vorgeschlagen hat, obliegt auch die Betreuung
des Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplom-
arbeit.

(6) Die Vergabe des Themas der Diplomarbeit
gemäß Abs. 4 und 5 darf frühestens in den letzten
zwei Wochen des zweiten, in den zweiten Studien-
abschnitt einrechenbaren Semesters erfolgen. Die
erste Diplomprüfung muß jedoch vollständig abge-
legt sein.

(7) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskom-
mission für die zweite Diplomprüfung einzurei-
chen. Der Universitätslehrer, der den Verfasser der
Diplomarbeit betreut hat, ist vom Präses zum
Begutachter zu bestellen. Die Beurteilung durch
den Begutachter hat innerhalb von höchstens drei
Monaten zu erfolgen.

(8) Die Diplomarbeit ist grundsätzlich als Haus-
arbeit durchzuführen. Im Einzelfall kann die Prü-
fungskommission ausnahmsweise festlegen, daß die
Diplomarbeit als Institutsarbeit durchzuführen ist,
wenn dies vom Betreuer im Einvernehmen mit dem
Kandidaten beantragt wurde und pädagogische
Gründe dafürsprechen.

G r u n d z ü g e - F ä c h e r

§ 10. Soweit im Rahmen eines Prüfungsfaches
nur die Grundzüge des Faches zu prüfen sind, ist
bei der Abhaltung der Prüfungen darauf zu achten,
daß — unter bewußtem Verzicht auf die Vollstän-
digkeit des Stoffes — nur die für das Fach kenn-
zeichnenden und wesentlichen Inhalte geprüft wer-
den.

R e c h t s f ä c h e r

§ 11. Ausländische Studierende sind berechtigt,
anstelle der in dieser Verordnung genannten öster-
reichischen Rechtsfächer Kenntnisse über diese
Fachgebiete im Recht ihres Heimatstaates nachzu-
weisen, wenn an der österreichischen Universität,
an der sie immatrikuliert sind, entsprechende Lehr-
veranstaltungen regelmäßig angeboten werden.

F r e m d s p r a c h e n

§ 12. (1) Die im Rahmen dieser Verordnung vor-
geschriebene Ausbildung in Fremdsprachen (frem-
den Wirtschaftssprachen) hat sich an den in § 28
Abs. 2 lit. a des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes angeführten Grundsätzen zu orientieren.

(2) Die Studierenden sind berechtigt, Englisch,
Französisch oder eine andere lebende Fremdspra-
che zu wählen, die von der Studienkommission in
den Studienplan aufgenommen wurde. Die Auf-
nahme in den Studienplan ist nur zulässig, wenn für
dieses Fach die notwendigen Lehr- und For-
schungseinrichtungen an der Universität vorhanden
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sind und auf Grund dessen auch ausreichend Lehr-
veranstaltungen aus diesem Fach an der Universität
durchgeführt werden können.

(3) Die Inskription der Lehrveranstaltungen aus
der Fremdsprache kann von der zuständigen Stu-
dienkommission auf Antrag des ordentlichen
Hörers im Fall der Anerkennung von Prüfungs-
zeugnissen außeruniversitärer Einrichtungen erlas-
sen werden.

(4) Die im Rahmen von in dieser Verordnung
vorgeschriebenen Vorprüfungen nachzuweisende
Kenntnis von Fremdsprachen kann auch durch
Prüfungszeugnisse außeruniversitärer Einrichtun-
gen nachgewiesen werden. Bei Anerkennung derar-
tiger Prüfungen sind die Bestimmungen des § 21
Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
sinngemäß anzuwenden.

(5) Die Studienkommission kann gemäß § 58
lit. e UOG Richtlinien für die Entscheidung des
Vorsitzenden über Anträge von Studierenden hin-
sichtlich der Anerkennung von Prüfungszeugnissen
außeruniversitärer Einrichtungen gemäß Abs. 4
erlassen. Neben den grundsätzlichen Anforderun-
gen an die solchen außeruniversitären Prüfungs-
zeugnissen zugrundeliegenden Inhalte können
diese Richtlinien auch eine demonstrative Aufzäh-
lung jener außeruniversitärer Einrichtungen am
Hochschulort enthalten, durch deren Prüfungs-
zeugnisse die erforderliche Kenntnis von Fremd-
sprachen gemäß Abs. 4 nachgewiesen werden kann.

W a h l f ä c h e r

§ 13. Bei Wahlfächern besteht die Wahlmöglich-
keit nur hinsichtlich solcher Fächer, die im Studien-
plan ausdrücklich angeführt werden. Eine Auf-
nahme in den Studienplan durch die Studienkom-
mission ist nur zulässig, wenn für dieses Fach die
notwendigen Lehr- und Forschungseinrichtungen
an der Universität vorhanden sind und auf Grund
dessen auch ausreichend Lehrveranstaltungen aus
diesem Fach an der Universität durchgeführt wer-
den können. Der Wechsel eines Wahlfaches ist
nach erfolgter Zulassung zur Teilprüfung der
jeweiligen Wahlfachgruppe ausgeschlossen.

U n t e r r i c h t s v e r s u c h e

§ 14. (1) Unter Berücksichtigung des Fortschritts
didaktischer Erkenntnisse sowie der besonderen
Bedeutung von Interdisziplinarität und Praxisbezo-
genheit der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
sind im Studienplan im Rahmen der in den §§ 3
Abs. 1 und 6 Abs. 1 festgelegten Stundenzahl für
die Pflicht- und Wahlfächer Unterrichtsversuche
einzurichten.

(2) Als neue Formen des Unterrichts können ins-
besondere vorgesehen werden:

a) Lehrveranstaltungen, die sich besonderer
didaktischer Methoden bedienen;

b) Lehrveranstaltungen, die interdisziplinär den
Zusammenhang einzelner Prüfungsfächer
hervorheben;

c) Lehrveranstaltungen, die durch Beiziehung
hiefür besonders geeigneter Vortragender
oder durch Bearbeitung entsprechender Pro-
blemstellungen im besonderen Maß der prak-
tischen Ausbildung der Studierenden dienen
und konkrete Einblicke in die praktische
Berufsausbildung ermöglichen.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
dafür zu sorgen, daß jedenfalls im zweiten Studien-
abschnitt Unterrichtsversuche im Umfang von min-
destens zwei Semesterwochenstunden durchgeführt
und zum Zweck der Verbesserung laufend über-
prüft werden.

F r e i f ä c h e r

§ 15. Jeder Studierende ist berechtigt, die von
ihm nicht als Prüfungsfächer gewählten Wahlfä-
cher der Studienrichtung als Freifächer zu inskri-
bieren und die im Studienplan für diese Fächer
geforderten Leistungsnachweise zu erbringen. Auf
Grund dieser Nachweise kann er verlangen, daß er
in solchen Fächern eine Prüfung ablegen darf und
ihm über diese ein besonderes Zeugnis ausgestellt
wird.

V e r l e i h u n g des a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - u n d

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

§ 16. (1) An die Absolventen des Diplomstu-
diums der Studienrichtung Handelswissenschaft ist
der akademische Grad „Magister der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften", lateinische Bezeich-
nung „Magister rerum socialium oeconomicarum-
que", abgekürzt „Mag. rer. soc. oec", zu verleihen.

(2) Um die Verleihung des akademischen Grades
ist beim Universitätskollegium anzusuchen. Dem
Gesuch ist das Studienbuch anzuschließen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades ist
zu beurkunden.

III. ABSCHNITT

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

§ 17. Gemäß § 45 Abs. 7 AHStG haben ordentli-
che Hörer, die vor Inkrafttreten des auf Grund die-
ser Verordnung erlassenen Studienplanes ihr Stu-
dium begonnen haben, das Recht, sich durch
schriftliche Erklärung zu Beginn des auf das
Inkrafttreten des neuen Studienplanes folgenden
Semesters diesem neuen Studienplan zu unterstel-
len. In diesem Fall werden zurückgelegte Studien
dieser Studienrichtung zur Gänze in die vorge-
schriebene Studiendauer eingerechnet und alle
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abgelegten Prüfungen anerkannt. Erfolgt die
Unterstellung unter den neuen Studienplan wäh-
rend des ersten Studienabschnittes, so sind die feh-
lenden Lehrveranstaltungen und Prüfungen bis
zum Ende des sechsten einrechenbaren Semesters
nachzuholen; erfolgt sie nach Abschluß des ersten
Studienabschnittes, so sind die fehlenden Lehrver-
anstaltungen und Prüfungen bis zum Antreten zur
letzten Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung
nachzuholen.

Fischer

1 7 5 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 17. April
1984 Ober die Studienordnung für die Studien-
richtung Wirtschaftspädagogik (Studienord-

nung Wirtschaftspädagogik)

Auf Grund des Bundesgesetzes über sozial- und
wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtungen
vom 20. Jänner 1983, BGBl. Nr. 57, in Verbindung
mit dem Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz,
BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 116/1984, wird verordnet:

I. ABSCHNITT

E i n r i c h t u n g

§ 1. Die Studienrichtung Wirtschaftspädagogik
ist an den Sozial- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultäten der Universitäten Graz, Innsbruck
und Linz sowie an der Wirtschaftsuniversität Wien
einzurichten.

II. ABSCHNITT

Z i e l e , S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d
S t u d i e n d a u e r

§ 2. (1) Das Diplomstudium der Studienrichtung
Wirtschaftspädagogik dient der wissenschaftlichen
Berufsvorbildung für den Beruf eines Lehrers an
berufsbildenden mittleren und höheren Schulen
und eines Wirtschaftspädagogen in allen Bereichen
der Wirtschaft sowie der Befähigung zur wissen-
schaftlichen Arbeit.

(2) Das Diplomstudium der Studienrichtung
Wirtschaftspädagogik besteht aus zwei Studienab-
schnitten, von denen der erste Studienabschnitt vier
Semester und der zweite Studienabschnitt fünf
Semester umfaßt.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat auf
Antrag des Studierenden die Inskription von einem
Semester in einem der beiden Studienabschnitte zu
erlassen, wenn der Studierende die im Studienplan
vorgesehenen Lehrveranstaltungen innerhalb der
verkürzten Studiendauer inskribiert und die Vor-
aussetzungen für die Zulassung zur ersten Diplom-

prüfung oder zur letzten Teilprüfung der zweiten
Diplomprüfung erfüllt hat.

(4) Der erste Studienabschnitt dient der Einfüh-
rung in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
sowie der Einführung in rechtswissenschaftliche,
geisteswissenschaftliche und formalwissenschaftli-
che Fächer, die eine Grundlage für das Studium der
Wirtschaftspädagogik darstellen.

(5) Der zweite Studienabschnitt dient unter
Berücksichtigung des § 17 der Vermittlung und
Vertiefung jener Kenntnisse, durch die die wissen-
schaftliche Berufsvorbildung sichergestellt wird.

(6) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r im
e r s t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 3. (1) Im ersten Studienabschnitt sind insge-
samt 80 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des
Studienplanes 72 Wochenstunden aus den Pflicht-
und Wahlfächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach
Inskription der Pflicht- und Wahlfächer auf die
Gesamtstundenzahl (80 Wochenstunden) noch feh-
lende Zahl von Wochenstunden ist durch Inskrip-
tion von Freifächern (§ 16) zu erfüllen. Die im Stu-
dienplan empfohlenen Freifächer sind besonders zu
beachten. In jedem Semester sind jedenfalls minde-
stens 15 Wochenstunden zu inskribieren.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflicht- und Wahlfächern zu
inskribieren:
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(3) Die Studienkommission hat bei Erlassung des
Studienplanes darauf zu achten, daß die gemäß
§ 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes für die Zulassung zu einer Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung erforderliche Teilnahme an
vorgeschriebenen Übungen, Proseminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Kon-
versatorien den ordentlichen Hörern insoweit
bereits ab dem ersten Semester des ersten Studien-
abschnittes ermöglicht wird, daß die Ablegung der
Teilprüfungen der ersten Diplomprüfung in gleich-
mäßigen zeitlichen Abständen bis zum Ende des
vierten Semesters möglich wird.

Z u l a s s u n g z u r e r s t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 4. (1) Die Zulassung zu Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung setzt die Inskription der vom
Studienplan für das Prüfungsfach vorgesehenen
Lehrveranstaltungen und die Erbringung der im
Studienplan gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen Lei-
stungsnachweise aus diesem Fach sowie die Inskrip-
tion und Teilnahme an der Orientierungslehrveran-
staltung gemäß § 3 Abs. 2 Z 7 voraus.

(2) Die Zulassung zur letzten Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung setzt auch die Absolvierung
aller Vorprüfungen sowie den Nachweis der
Kenntnis einer für das Studium der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften wichtigen lebenden
Fremdsprache und den Nachweis der Kenntnis des
Rechnungswesens im Umfang des Lehrplanes der
Handelsakademien voraus. Werden diese Kennt-
nisse nicht durch ein Reifeprüfungszeugnis (§ 7
Abs. 1 AHStG) nachgewiesen, so sind sie in Form
von Ergänzungsprüfungen (§ 7 Abs. 4 AHStG)
nachzuweisen.

E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 5. (1) Im Rahmen der ersten Diplomprüfung
sind

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre

einschließlich Datenverarbeitung;
2. Grundzüge der politischen Ökonomie

unter Berücksichtigung der neueren
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte;

3. Grundzüge der Erziehungswissenschaft
und der Wirtschaftspädagogik;

b) Vorprüfungsfächer:
1. Grundzüge der angewandten Mathematik

und der Statistik für Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaftler;

2. Grundzüge des Privatrechts;
3. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Grundzüge und Methoden der Soziolo-
gie,
die gewählte Fremdsprache.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamtprü-
fung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern mündlich abzuhalten ist. Die Stu-
dienkommission kann im Studienplan aus pädago-
gischen Gründen anstelle der mündlichen die
schriftliche Abhaltung der Prüfung vorschreiben.

(3) Wenn der erste Studienabschnitt nicht in der
in § 2 Abs. 2 vorgesehenen Zeit von vier Semestern
abgeschlossen worden ist, sind die beiden folgen-
den Semester gemäß § 20 Abs. 3 AHStG schon für
den zweiten Studienabschnitt einzurechnen. Inner-
halb dieser beiden Semester sind unter Beachtung
der besonderen Zulassungsvoraussetzungen (§10
Abs. 3 AHStG und § 7 dieser Verordnung) die
Absolvierung von Lehrveranstaltungen und das
Antreten zu Prüfungen des zweiten Studienab-
schnittes zulässig. Dies kann für bestimmte Fächer
im Studienplan auch über das sechste einrechen-
bare Semester hinaus gestattet werden, sofern
wenigstens ein Großteil der ersten Diplomprüfung
bereits abgelegt worden ist.

P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r im
z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 6. (1) Im zweiten Studienabschnitt sind insge-
samt 90 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des
Studienplanes 85 Wochenstunden aus den Pflicht-
und Wahlfächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach
Inskription der Pflicht- und Wahlfächer auf die
Gesamtstundenzahl (90 Wochenstunden) noch feh-
lende Zahl von Wochenstunden ist durch Inskrip-
tion von Freifächern (§ 16) zu erfüllen. Die im Stu-
dienplan empfohlenen Freifächer sind besonders zu
beachten. In jedem Semester sind jedenfalls minde-
stens 12 Wochenstunden zu inskribieren.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflichtfächern und Wahlfächern
zu inskribieren:



1406 78. Stück — Ausgegeben am 4. Mai 1984 — Nr. 175

Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 7. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung der
zweiten Diplomprüfung setzt die Inskription der im
Studienplan vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen
des betreffenden Prüfungsfaches und die positive
Beurteilung der Teilnahme an den im Studienplan
hinsichtlich des betreffenden Prüfungsfaches
gemäß §§ 16 Abs. 15 und 17 Abs. 2 des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen
Lehrveranstaltungen voraus.

(2) Die Zulassung zu den Teilprüfungen der
zweiten Diplomprüfung aus den Fächern „Erzie-
hungswissenschaft" und „Wirtschaftspädagogik
einschließlich der Didaktik der wirtschaftswissen-
schaftlichen Fächer" setzt die Absolvierung des
Schulpraktikums gemäß § 10 voraus.

(3) Voraussetzung für die Zulassung zur letzten
Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung ist über-
dies die Absolvierung aller Teilprüfungen aus den
Vorprüfungsfächern und die Approbation der
Diplomarbeit.

Z w e i t e D i p l o m p ü f u n g

§ 8. (1) Im Rahmen der zweiten Diplomprüfung
sind

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Allgemeine Betriebswirtschaftslehre;
2. eine besondere Betriebswirtschaftslehre

nach Wahl des Kandidaten;
3. Erziehungswissenschaft;
4. Wirtschaftspädagogik einschließlich der

Didaktik der wirtschaftswissenschaftli-
chen Fächer;

b) Vorprüfungsfächer:
1. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Grundzüge des öffentlichen Rechts,
Finanzrecht,
Arbeitsrecht und Grundzüge des Sozial-
rechts,

Neuere Geschichte und Zeitgeschichte,
eine zweite besondere Betriebswirtschafts-
lehre nach Wahl des Kandidaten,
Betriebspädagogik,
Didaktik der Volkswirtschaftslehre;

2. nach Wahl des Kandidaten ein zweites der
in Z 1 genannten Fächer;

3. Grundzüge der Volkswirtschaftstheorie
und der Volkswirtschaftspolitik.

(2) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern abzuhalten ist.

(3) Die Prüfung aus jedem Diplomprüfungsfach
besteht aus einem schriftlichen und einem mündli-
chen Prüfungsteil. Die Zulassung zum mündlichen
Prüfungsteil ist von der positiven Beurteilung der
schriftlichen Prüfungsarbeit abhängig. Der Präses
der Prüfungskommission hat je nach Art der zu
lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prüfungsar-
beit als Klausur-, Instituts- oder Hausarbeit anzu-
fertigen ist.

(4) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung der
Prüfungsarbeit und dem Beginn des mündlichen
Prüfungsteiles im Rahmen derselben Teilprüfung
hat höchstens vier Wochen zu betragen.

(5) Hinsichtlich der Prüfungen aus den Vorprü-
fungsfächern hat die zuständige Studienkommis-
sion im Studienplan nach Maßgabe pädagogischer
Gründe festzulegen, ob diese Prüfungen schriftlich
oder mündlich abzuhalten sind.

(6) Bei Wahlfächern gilt % 5 Abs. 4.

D i p l o m a r b e i t

§ 9. (1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes) nachzuweisen.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist den Fächern
„Allgemeine Betriebswirtschaftslehre", „Erzie-
hungswissenschaft" oder „Wirtschaftspädagogik
einschließlich der Didaktik der wirtschaftswissen-
schaftlichen Fächer" zu entnehmen.

(3) Der Kandidat hat das Recht, das Thema der
Diplomarbeit nach Maßgabe des Abs. 2 vorzuschla-
gen und einem seiner Lehrbefugnis gemäß § 23
Abs. 1 lit. a UOG nach zuständigen Universitäts-
lehrer um die Betreuung zu ersuchen oder das
Thema der Diplomarbeit aus einer Anzahl von
Vorschlägen nach Maßgabe des Abs. 2 auszuwäh-
len (§ 5 Abs. 2 lit. f des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes).

(4) Lehnt der vom Kandidaten gewählte Univer-
sitätslehrer die Betreuung bzw. die Vergabe von
Themenvorschlägen ab, so hat der Präses der Prü-
fungskommission für die zweite Diplomprüfung
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auf Antrag des ordentlichen Hörers den Universi-
tätslehrer zu bestimmen, der die Betreuung des
Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplomarbeit
zu übernehmen bzw. dem betreffenden Kandidaten
das Thema vorzuschlagen hat. Hiebei ist dem
betreffenden Universitätslehrer vom Präses eine
Frist zu setzen, die nicht kürzer als zwei Wochen
und nicht länger als zwei Monate sein darf. Die
Betreuung bzw. die Erstellung von Vorschlägen
darf nicht mit der Begründung verweigert werden,
daß der Kandidat die Teilprüfung in dem Fach,
dem das Thema entnommen werden soll, noch
nicht abgelegt hat. Dem Universitätslehrer, der das
Thema der Diplomarbeit vorgeschlagen hat, obliegt
auch die Betreuung des Kandidaten bei der Ausar-
beitung der Diplomarbeit.

(5) Die Vergabe des Themas der Diplomarbeit
gemäß Abs. 3 und 4 darf frühestens in den letzten
zwei Wochen des zweiten, in den zweiten Studien-
abschnitt einrechenbaren Semesters erfolgen. Die
erste Diplomprüfung muß jedoch vollständig abge-
legt sein.

(6) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskom-
mission für die zweite Diplomprüfung einzurei-
chen. Der Universitätslehrer, der den Verfasser der
Diplomarbeit betreut hat, ist vom Präses zum
Begutachter zu bestellen. Die Beurteilung durch
den Begutachter hat innerhalb von höchstens drei
Monaten zu erfolgen.

(7) Die Diplomarbeit ist grundsätzlich als Haus-
arbeit durchzuführen. Im Einzelfall kann die Prü-
fungskommission ausnahmsweise festlegen, daß die
Diplomarbeit als Institutsarbeit durchzuführen ist,
wenn dies vom Betreuer im Einvernehmen mit dem
Kandidaten beantragt wurde und pädagogische
Gründe dafürsprechen.

S c h u l p r a k t i k u m

§ 10. (1) Zur Erprobung der pädagogischen und
fachdidaktischen Ausbildung ist im zweiten Stu-
dienabschnitt ein auf die pädagogisch-praktischen
Erfordernisse der Berufsvorbildung ausgerichtetes
Schulpraktikum an berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen im Umfang von zwölf Semester-
wochenstunden (§ 6 Abs. 2 Z 8) sowie eine beglei-
tende Lehrveranstaltung an der Universität im
Umfang von zwei Semesterwochenstunden (§ 6
Abs. 2 Z 9) zu absolvieren.

(2) Das Schulpraktikum ist gemeinsam mit der
begleitenden Lehrveranstaltung grundsätzlich zur
Gänze in einem Semester zu absolvieren. Der Stu-
dienplan kann jedoch im Einvernehmen mit der
zuständigen Landesschulbehörde für deren Wir-
kungsbereich festlegen, daß das Schulpraktikum
geteilt und in zwei aufeinanderfolgenden Seme-
stern absolviert wird. Das Schulpraktikum kann in
einem Wintersemester oder Sommersemester absol-
viert werden. Im Studienplan kann eine Empfeh-
lung an die Studierenden aufgenommen werden,

das Schulpraktikum vorrangig m einem Winterse-
mester zu absolvieren.

(3) Der Studienplan hat vorzusorgen, daß die
Studierenden bei Antritt des Schulpraktikums (§ 6
Abs. 2 Z 8) über ausreichende fachliche, fachdidak-
tische und erziehungswissenschaftliche Kenntnisse
verfügen, um dem Unterricht folgen und auch
Unterrichtssequenzen und Unterrichtseinheiten
selbständig planen und durchführen zu können.
Die dem Betreuungslehrer aus dem Schulrecht
erwachsenden Aufgaben und Pflichten werden von
der unterrichtenden Tätigkeit des Studierenden
jedoch nicht berührt.

(4) Die Zuweisung an eine berufsbildende mitt-
lere oder höhere Schule hat über Ansuchen des
ordentlichen Hörers im Wege der Prüfungskom-
mission für die zweite Diplomprüfung durch die
zuständige Landesschulbehörde im Einvernehmen
mit der Prüfungskommission der Universität zu
erfolgen.

(5) Das Bundesministerium für Unterricht und
Kunst gibt dem Bundesministerium für Wissen-
schaft und Forschung jene Lehrer bekannt, die für
die Betreuung der Studierenden während des
Schulpraktikums in Betracht kommen. Das Bundes-
ministerium für Wissenschaft und Forschung gibt
diese Namensliste an die in Betracht kommenden
Universitäten weiter. Die Betreuung der Studieren-
den während des Schulpraktikums erfolgt im Rah-
men eines an einen dafür in Betracht kommenden
Lehrer erteilten Lehrauftrages (§ 38 Abs. 4 UOG).

(6) Das Schulpraktikum hat jedenfalls auch
Lehrübungen zu enthalten.

(7) Die Bestätigung über die erfolgreiche Teil-
nahme am Schulpraktikum wird gemäß § 26 Abs. 1
AHStG durch den Betreuungslehrer ausgestellt.

(8) Der Studienplan kann vorsehen, daß bereits
im ersten Studienabschnitt im Rahmen des unter
§ 3 Abs. 2 Z 3 angeführten Faches „Grundzüge der
Erziehungswissenschaft und der Wirtschaftspäd-
agogik" ein Praktikum an einer berufsbildenden
mittleren oder höheren Schule im Umfang von
höchstens zwei Semesterwochenstunden zu absol-
vieren ist. Abs. 3 und 4 sind für dieses Praktikum
sinngemäß anzuwenden.

G r u n d z ü g e - F ä c h e r
§ 11. Soweit im Rahmen eines Prüfungsfaches

nur die Grundzüge des Faches zu prüfen sind, ist
bei der Abhaltung der Prüfungen darauf zu achten,
daß — unter bewußtem Verzicht auf die Vollstän-
digkeit des Stoffes — nur die für das Fach kenn-
zeichnenden und wesentlichen Inhalte geprüft wer-
den.

R e c h t s f ä c h e r

§ 12. Ausländische Studierende sind berechtigt,
anstelle der in dieser Verordnung genannten öster-
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reichischen Rechtsfächer Kenntnisse über diese
Fachgebiete im Recht ihres Heimatstaates nachzu-
weisen, wenn an der österreichischen Universität,
an der sie immatrikuliert sind, entsprechende Lehr-
veranstaltungen regelmäßig angeboten werden.

F r e m d s p r a c h e n

§ 13. (1) Die im Rahmen dieser Verordnung vor-
geschriebene Ausbildung in Fremdsprachen (frem-
den Wirtschaftssprachen) hat sich an den in §28
Abs. 2 lit. a des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes angeführten Grundsätzen zu orientieren.

(2) Die Studierenden sind berechtigt, Englisch,
Französisch oder eine andere lebende Fremdspra-
che zu wählen, die von der Studienkommission in
den Studienplan aufgenommen wurde. Die Auf-
nahme in den Studienplan ist nur zulässig, wenn für
dieses Fach die notwendigen Lehr- und For-
schungseinrichtungen an der Universität vorhanden
sind und auf Grund dessen auch ausreichend Lehr-
veranstaltungen aus diesem Fach an der Universität
durchgeführt werden können.

(3) Die Inskription der Lehrveranstaltungen aus
der Fremdsprache kann von der zuständigen Stu-
dienkommission auf Antrag des ordentlichen
Hörers im Fall der Anerkennung von Prüfungs-
zeugnissen außeruniversitärer Einrichtungen erlas-
sen werden.

(4) Die im Rahmen von in dieser Verordnung
vorgeschriebenen Vorprüfungen nachzuweisende
Kenntnis von Fremdsprachen kann auch durch
Prüfungszeugnisse außeruniversitärer Einrichtun-
gen nachgewiesen werden. Bei Anerkennung derar-
tiger Prüfungen sind die Bestimmungen des §21
Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
sinngemäß anzuwenden.

(5) Die Studienkommission kann gemäß § 58
lit. e UOG Richtlinien für die Entscheidung des
Vorsitzenden über Anträge von Studierenden hin-
sichtlich der Anerkennung von Prüfungszeugnissen
außeruniversitärer Einrichtungen gemäß Abs. 4
erlassen. Neben den grundsätzlichen Anforderun-
gen an die solchen außeruniversitären Prüfungs-
zeugnissen zugrunde liegenden Inhalte können
diese Richtlinien auch eine demonstrative Aufzäh-
lung jener außeruniversitären Einrichtungen am
Hochschulort enthalten, durch deren Prüfungs-
zeugnisse die erforderliche Kenntnis von Fremd-
sprachen gemäß Abs. 4 nachgewiesen werden kann.

W a h l f ä c h e r

§ 14. Bei Wahlfächern besteht die Wahlmöglich-
keit nur hinsichtlich solcher Fächer, die im Studien-
plan ausdrücklich angeführt werden. Eine. Auf-
nahme in den Studienplan durch die Studienkom-
mission ist nur zulässig, wenn für dieses Fach die
notwendigen Lehr- und Forschuhgseinrichtungen
an der Universität vorhanden sind und auf Grund

dessen auch ausreichend Lehrveranstaltungen aus
diesem Fach an der Universität durchgeführt wer-
den können. Der Wechsel eines Wahlfaches ist
nach erfolgter Zulassung zur Teilprüfung der
jeweiligen Wahlfachgruppe ausgeschlossen.

U n t e r r i c h t s v e r s u c h e

§ 15. (1) Unter Berücksichtigung des Fortschritts
didaktischer Erkenntnisse sowie der besonderen
Bedeutung von Interdisziplinarität und Praxisbezo-
genheit der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
sind im Studienplan im Rahmen der in den §§ 3
Abs. 1 und 6 Abs. 1. festgelegten Stundenzahl für
die Pflicht- und Wahlfächer Unterrichtsversuche
einzurichten.

(2) Als neue Formen des Unterrichts können ins-
besondere vorgesehen werden:

a) Lehrveranstaltungen, die sich besonderer
didaktischer Methoden bedienen;

b) Lehrveranstaltungen, die interdisziplinär den
Zusammenhang einzelner Prüfungsfächer
hervorheben;

c) Lehrveranstaltungen, die durch Beiziehung
hiefür besonders geeigneter Vortragender
oder durch Bearbeitung entsprechender Pro-
blemstellungen im besonderen Maß der prak-
tischen Ausbildung der Studierenden dienen
und konkrete Einblicke in die praktische
Berufsausbildung ermöglichen.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
dafür zu sorgen, daß jedenfalls im zweiten Studien-
abschnitt Unterrichtsversuche im Umfang von min-
destens zwei Semesterwochenstunden durchgeführt
und zum Zweck der Verbesserung laufend über-
prüft werden.

F r e i f ä c h e r

§ 16. Jeder Studierende ist berechtigt, die von
ihm nicht als Prüfungsfächer gewählten Wahlfä-
cher der Studienrichtung als Freifächer zu inskri-
bieren und die im Studienplan für diese Fächer
geforderten Leistungsnachweise zu erbringen. Auf
Grund dieser Nachweise kann er verlangen, daß er
in solchen Fächern eine Prüfung ablegen darf und
ihm über diese ein besonderes Zeugnis ausgestellt
wird.

S t u d i e n p l a n

§ 17. Bei der Erlassung des Studienplanes sind im
Rahmen der Prüfungsfächer „Allgemeine Betriebs-
wirtschaftslehre" und „Wirtschaftspädagogik ein-
schließlich der Didaktik der wirtschaftswissen-
schaftlichen Fächer" die Bildungsinhalte der
betriebswirtschaftlichen Unterrichtsgegenstände
der berufsbildenden mittleren und höheren Schu-
len, insbesondere auf den Teilgebieten Kostenrech-
nung, Rechnungswesen, wirtschaftliches Rechnen
und Schriftverkehr, besonders zu berücksichtigen.



78. Stück — Ausgegeben am 4. Mai 1984 — Nr. 176 1409

V e r l e i h u n g d e s a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - u n d

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

§ 18. (1) An die Absolventen des Diplomstu-
diums der Studienrichtung Wirtschaftspädagogik
ist der akademische Grad „Magister der Sozial-
und Wirtschaftswissenschaften", lateinische Be-
zeichnung „Magister rerum socialium oeconomica-
rumque", abgekürzt „Mag. rer. soc. oec", zu ver-
leihen.

(2) Um die Verleihung des akademischen Grades
ist beim Fakultätskollegium (Universitätskollegium)
anzusuchen. Dem Gesuch ist das Studienbuch
anzuschließen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades ist
zu beurkunden.

III. ABSCHNITT

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

§ 19. Gemäß § 45 Abs. 7 AHStG haben ordentli-
che Hörer, die vor Inkrafttreten des auf Grund die-
ser Verordnung erlassenen neuen Studienplanes ihr
Studium begonnen haben, das Recht, sich durch
schriftliche Erklärung zu Beginn des auf das
Inkrafttreten des neuen Studienplanes folgenden
Semesters diesem neuen Studienplan zu unterstel-
len. In diesem Fall werden zurückgelegte Studien
dieser Studienrichtung zur Gänze in die vorge-
schriebene Studiendauer eingerechnet und alle
abgelegten Prüfungen anerkannt. Erfolgt die
Unterstellung unter den neuen Studienplan wäh-
rend des ersten Studienabschnittes, so sind die feh-
lenden Lehrveranstaltungen und Prüfungen bis
zum Ende des sechsten einrechenbaren Semesters
nachzuholen; erfolgt sie nach Abschluß des ersten
Studienabschnittes, so sind die fehlenden Lehrver-
anstaltungen und Prüfungen bis zum Antreten zur
letzten Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung
nachzuholen.

Fischer

176. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 17. April
1984 über die Studienordnung für die Studien-

richtung Wirtschaftsinformatik
(Studienordnung Wirtschaftsinformatik)

Auf Grund des Bundesgesetzes über sozial- und
wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtungen
vom 20. Jänner 1983, BGBl. Nr. 57, in Verbindung
mit dem Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz,
BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 116/1984, wird verordnet:

I. ABSCHNITT

E i n r i c h t u n g

§ 1. (1) Der Studienzweig Betriebsinformatik der
Studienrichtung Wirtschaftsinformatik ist

1. an der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät der Universität Wien gemein-
sam mit der Technisch-Naturwissenschaftli-
chen Fakultät der Technischen Universität
Wien und

2. an der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät der Universität Linz gemeinsam
mit der Technisch-Naturwissenschaftlichen
Fakultät der Universität Linz

einzurichten.

(2) Der Studienzweig Wirtschafts- und Verwal-
tungsinformatik der Studienrichtung Wirtschafts-
informatik ist

1. an der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät der Universität Wien gemein-
sam mit der Technisch-Naturwissenschaftli-
chen Fakultät der Technischen Universität
Wien und

2. an der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät der Universität Linz gemeinsam
mit der Technisch-Naturwissenschaftlichen
Fakultät der Universität Linz

einzurichten,

II. ABSCHNITT

S t u d i e n a b s c h n i t t e und
S t u d i e n d a u e r

§ 2. (1) Das Diplomstudium der Studienrichtung
Wirtschaftsinformatik besteht aus zwei Studienab-
schnitten in der Dauer von je vier Semestern.

(2) Die zuständige akademische Behörde hat auf
Antrag des Studierenden die Inskription von einem
Semester in einem der beiden Studienabschnitte zu
erlassen, wenn der Studierende die im Studienplan
vorgesehenen Lehrveranstaltungen innerhalb der
verkürzten Studiendauer inskribiert und die Vor-
aussetzungen für die Zulassung zur ersten Diplom-
prüfung oder zur letzten Teilprüfung der zweiten
Diplomprüfung erfüllt hat.

(3) Der erste Studienabschnitt dient der Einfüh-
rung in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
sowie der Einführung in rechtswissenschaftliche,
geisteswissenschaftliche und formalwissenschaftli-
che Fächer, die eine Grundlage für das Studium der
Wirtschaftsinformatik darstellen.

(4) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
mittlung und Vertiefung jener Kenntnisse, durch
die die wissenschaftliche Berufsvorbildung sicher-
gestellt wird.

(5) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.
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P f l i c h t f ä c h e r und W a h l f ä c h e r im
e r s t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 3. (1) Im ersten Studienabschnitt sind insge-
samt 80 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des
Studienplanes 72 Wochenstunden aus den Pflicht-
und Wahlfächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach
Inskription der Pflicht- und Wahlfächer auf die
Gesamtstundenzahl (80 Wochenstunden) noch feh-
lende Zahl von Wochenstunden ist durch Inskrip-
tion von Freifächern (§ 15) zu erfüllen. Die im Stu-
dienplan empfohlenen Freifächer sind besonders zu
beachten. In jedem Semester sind jedenfalls minde-
stens 15 Wochenstunden zu inskribieren.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
in beiden Studienzweigen aus den folgenden
Pflicht- und Wahlfächern zu inskribieren:

(3) Die Studienkommission hat bei Erlassung des
Studienplanes darauf zu achten, daß die gemäß
§ 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes für die Zulassung zu einer Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung erforderliche Teilnahme an
vorgeschriebenen Übungen, Proseminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Kon-
versatorien den ordentlichen Hörern insoweit
bereits ab dem ersten Semester des ersten Studien-
abschnittes ermöglicht wird, daß die Ablegung der
Teilprüfungen der ersten Diplomprüfung in gleich-
mäßigen zeitlichen Abständen bis zum Ende des
vierten Semesters möglich wird.

Z u l a s s u n g zur e r s t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 4. (1) Die Zulassung zu Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung setzt die Inskription der vom

Studienplan für das Prüfungsfach vorgesehenen
Lehrveranstaltungen und die Erbringung der im
Studienplan gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen Lei-
stungsnachweise aus diesem Fach sowie die Inskrip-
tion und Teilnahme an der Orientierungslehrveran-
staltung gemäß § 3 Abs. 2 Z 7 voraus.

(2) Die Zulassung zur letzten Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung setzt auch die Absolvierung
aller Vorprüfungen sowie den Nachweis der
Kenntnis einer für das Studium der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften wichtigen lebenden
Fremdsprache und den Nachweis der Kenntnis des
Rechnungswesens im Umfang des Lehrplanes der
Handelsakademien voraus. Werden diese Kennt-
nisse nicht durch ein Reifeprüfungszeugnis (§ 7
Abs. 1 AHStG) nachgewiesen, so sind sie in Form
von Ergänzungsprüfungen (§ 7 Abs. 4 AHStG)
nachzuweisen.

E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 5. (1) Im Rahmen der ersten Diplomprüfung
sind in beiden Studienzweigen

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Mathematik und Statistik sowie Grund-

züge der Informatik;
2. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre;
3. Grundzüge der politischen Ökonomie

unter Berücksichtigung der neueren
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte;

b) Vorprüfungsfächer:
1. Organisationslehre;
2. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Grundzüge des Privatrechts,
Grundzüge des öffentlichen Rechts;

3. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-
genden Fächer:
die gewählte Fremdsprache,
Grundzüge und Methoden der Soziolo-
gie.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamtprü-
fung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern mündlich abzuhalten ist. Die Stu-
dienkommission kann im Studienplan aus pädago-
gischen Gründen anstelle der mündlichen die
schriftliche Abhaltung der Prüfung vorschreiben.

(3) Wenn der erste Studienabschnitt nicht in der
in § 2 Abs. 1 vorgesehenen Zeit von vier Semestern
abgeschlossen worden ist, sind die beiden folgen-
den Semester gemäß § 20 Abs. 3 AHStG schon für
den zweiten Studienabschnitt einzurechnen. Inner-
halb dieser beiden Semester sind unter Beachtung
der besonderen Zulassungsvoraussetzungen (§ 10
Abs. 3 AHStG und § 7 dieser Verordnung) die
Absolvierung von Lehrveranstaltungen und das
Antreten zu Prüfungen des zweiten Studienab-
schnittes zulässig. Dies kann für bestimmte Fächer
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im Studienplan auch über das sechste einrechen-
bare Semester hinaus gestattet werden, sofern
wenigstens ein Großteil der ersten Diplomprüfung
bereits abgelegt worden ist.

P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r im
z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 6. (1) Im zweiten Studienabschnitt sind insge-
samt 72 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des
Studienplanes 62 Wochenstunden aus den Pflicht-
und Wahlfächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach
Inskription der Pflicht- und Wahlfächer auf die
Gesamtstundenzahl (72 Wochenstunden) noch feh-
lende Zahl von Wochenstunden ist durch Inskrip-
tion von Freifächern (§ 15) zu erfüllen. Die im Stu-
dienplan empfohlenen Freifächer sind besonders zu
beachten. In jedem Semester sind jedenfalls minde-
stens 12 Wochenstunden zu inskribieren.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflichtfächern und Wahlfächern
zu inskribieren:

(3) Zur praxisnahen Gestaltung der Berufsvorbil-
dung sind im Studienplan Praktika oder andere
Lehrveranstaltungen, die im besonderen Maß der
praktischen Ausbildung der Studierenden dienen,
vorzusehen. Das Ausmaß darf, sofern eine Ferial-
praxis vorgesehen ist, 8 Wochen und sofern Lehr-
veranstaltungen vorgesehen werden, 8 Semesterwo-
chenstunden nicht überschreiten.

Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 7. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung der
zweiten Diplomprüfung setzt die Inskription der im
Studienplan vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen
des betreffenden Prüfungsfaches und die positive
Beurteilung der Teilnahme an den im Studienplan
hinsichtlich des betreffenden Prüfungsfaches
gemäß §§ 16 Abs. 15 und 27 Abs. 2 des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen
Lehrveranstaltungen voraus.

(2) Voraussetzung für die Zulassung zur letzten
Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung ist über-
dies die Absolvierung aller Teilprüfungen aus den
Vorprüfungsfächern und die Approbation der
Diplomarbeit.

Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 8. (1) Im Studienzweig Betriebsinformatik sind
im Rahmen der zweiten Diplomprüfung

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Systemanalyse;
2. Datenorganisation;
3. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre,
eine besondere Betriebswirtschaftslehre
nach Wahl des Kandidaten;

4. eine besondere Betriebswirtschaftslehre,
die von einer allenfalls unter Z 3 gewähl-
ten besonderen Betriebswirtschaftslehre
verschieden sein muß;

b) Vorprüfungsfächer:
1. Anwendungsprogrammierung;
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2. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-
genden Fächer:
Unternehmensforschung,
angewandte Statistik,
Ökonometrie.

(2) Im Studienzweig Wirtschafts- und Verwal-
tungsinformatik sind im Rahmen der zweiten
Diplomprüfung

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Systemanalyse;
2. Datenorganisation;
3. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Betriebswirtschaftslehre der öffentlichen
Verwaltung und der öffentlichen Wirt-
schaftsunternehmungen,
Volkswirtschaftstheorie und Volkswirt-
schaftspolitik;

4. Finanzwissenschaften und Finanzrecht;
b) Vorprüfungsfächer:

1. Anwendungsprogrammierung;
2. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Unternehmensforschung,
angewandte Statistik,
Ökonometrie.

(3) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern abzuhalten ist.

(4) Die Prüfung aus jedem Diplomprüfungsfach
besteht aus einem schriftlichen und einem mündli-
chen Prüfungsteil. Die Zulassung zum mündlichen
Prüfungsteil ist von der positiven Beurteilung der
schriftlichen Prüfungsarbeit abhängig. Der Präses
der Prüfungskommission hat je nach Art der zu
lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prüfungs-
arbeit als Klausur-, Instituts- oder Hausarbeit
anzufertigen ist.

(5) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung der
Prüfungsarbeit und dem Beginn des mündlichen
Prüfungsteiles im Rahmen derselben Teilprüfung
hat höchstens vier Wochen zu betragen.

(6) Hinsichtlich der Prüfungen aus den Vorprü-
fungsfächern hat die zuständige Studienkommis-
sion im Studienplan nach Maßgabe pädagogischer
Gründe festzulegen, ob diese Prüfungen schriftlich
oder mündlich abzuhalten sind.

D i p l o m a r b e i t

§ 9. (1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes) nachzuweisen.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist den Diplom-
prüfungsfächern der ersten Diplomprüfung gemäß

§ 5 Abs. 1 lit. a oder den Diplomprüfungsfächern
und Vorprüfungsfächern der zweiten Diplomprü-
fung gemäß § 8 Abs. 1 und 2 zu entnehmen, sofern
diese Fächer keine Rechtsfächer oder Grundzüge-
Fächer (§ 10) sind.

(3) Die Diplomarbeit muß in engem themati-
schen Zusammenhang mit jenem Fach stehen, das
die Studienrichtung wesentlich charakterisiert.

(4) Der Kandidat hat das Recht, das Thema der
Diplomarbeit nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 vor-
zuschlagen und einen seiner Lehrbefugnis gemäß
§ 23 Abs. 1 lit. a UOG nach zuständigen Universi-
tätslehrer um die Betreuung zu ersuchen oder das
Thema der Diplomarbeit aus einer Anzahl von
Vorschlägen nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 aus-
zuwählen (§ 5 Abs. 2 lit. f des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes).

(5) Lehnt der vom Kandidaten gewählte Univer-
sitätslehrer die Betreuung bzw. die Vergabe von
Themenvorschlägen ab, so hat der Präses der Prü-
fungskommission für die zweite Diplomprüfung
auf Antrag des ordentlichen Hörers den Universi-
tätslehrer zu bestimmen, der die Betreuung des
Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplomarbeit
zu übernehmen bzw. dem betreffenden Kandidaten
Themen vorzuschlagen hat. Hiebei ist dem betref-
fenden Universitätslehrer vom Präses eine Frist zu
setzen, die nicht kürzer als zwei Wochen und nicht
länger als zwei Monate sein darf. Die Betreuung
bzw. die Erstellung von Vorschlägen darf nicht mit
der Begründung verweigert werden, daß der Kan-
didat die Teilprüfung in dem Fach, dem das Thema
entnommen werden soll, noch nicht abgelegt hat.
Dem Universitätslehrer, der das Thema der
Diplomarbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die
Betreuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung
der Diplomarbeit.

(6) Die Vergabe des Themas der Diplomarbeit
gemäß Abs. 4 und 5 darf frühestens in den letzten
zwei Wochen des zweiten, in den zweiten Studien-
abschnitt einrechenbaren Semesters erfolgen. Die
erste Diplomprüfung muß jedoch vollständig abge-
legt sein.

(7) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskom-
mission für die zweite Diplomprüfung einzurei-
chen. Der Universitätslehrer, der den Verfasser der
Diplomarbeit betreut hat, ist vom Präses zum
Begutachter zu bestellen. Die Beurteilung durch
den Begutachter hat innerhalb von höchstens drei
Monaten zu erfolgen.

(8) Die Diplomarbeit ist grundsätzlich als Haus-
arbeit durchzuführen. Im Einzelfall kann die Prü-
fungskommission ausnahmsweise festlegen, daß die
Diplomarbeit als Institutsarbeit durchzuführen ist,
wenn dies vom Betreuer im Einvernehmen mit dem
Kandidaten beantragt wurde und pädagogische
Gründe dafürsprechen.
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G r u n d z ü g e - F ä c h e r

§ 10. Soweit im Rahmen eines Prüfungsfaches
nur die Grundzüge des Faches zu prüfen sind, ist
bei der Abhaltung der Prüfungen darauf zu achten,
daß — unter bewußtem Verzicht auf die Vollstän-
digkeit des Stoffes — nur die für das Fach kenn-
zeichnenden und wesentlichen Inhalte geprüft wer-
den.

R e c h t s f ä c h e r

§ 11. Ausländische Studierende sind berechtigt,
anstelle der in dieser Verordnung genannten öster-
reichischen Rechtsfächer Kenntnisse über diese
Fachgebiete im Recht ihres Heimatstaates nachzu-
weisen, wenn an der österreichischen Universität,
an der sie immatrikuliert sind, entsprechende Lehr-
veranstaltungen regelmäßig angeboten werden.

F r e m d s p r a c h e n

§ 12. (1) Die im Rahmen dieser Verordnung vor-
geschriebene Ausbildung in Fremdsprachen (frem-
den Wirtschaftssprachen) hat sich an den in § 28
Abs. 2 lit. a des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes angeführten Grundsätzen zu orientieren.

(2) Die Studierenden sind berechtigt, Englisch,
Französisch oder eine andere lebende Fremdspra-
che zu wählen, die von der Studienkommission in
den Studienplan aufgenommen wurde. Die Auf-
nahme in den Studienplan ist nur zulässig, wenn für
dieses Fach die notwendigen Lehr- und For-
schungseinrichtungen an der Universität vorhanden
sind und auf Grund dessen auch ausreichend Lehr-
veranstaltungen aus diesem Fach an der Universität
durchgeführt werden können.

(3) Die Inskription der Lehrveranstaltungen aus
der Fremdsprache kann von der zuständigen Stu-
dienkommission auf Antrag des ordentlichen
Hörers im Fall der Anerkennung von Prüfungs-
zeugnissen außeruniversitärer Einrichtungen er-
lassen werden.

(4) Die im Rahmen von in dieser Verordnung
vorgeschriebenen Vorprüfungen nachzuweisende
Kenntnis von Fremdsprachen kann auch durch
Prüfungszeugnisse außeruniversitärer Einrichtun-
gen nachgewiesen werden. Bei Anerkennung derar-
tiger Prüfungen sind die Bestimmungen des § 21
Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
sinngemäß anzuwenden.

(5) Die Studienkommission kann gemäß § 58
lit. e UOG Richtlinien für die Entscheidung des
Vorsitzenden über Anträge von Studierenden hin-
sichtlich der Anerkennung von Prüfungszeugnissen
außeruniversitärer Einrichtungen gemäß Abs. 4
erlassen. Neben den grundsätzlichen Anforderun-
gen an die solchen universitären Prüfungszeugnis-
sen zugrundeliegenden Inhalte können diese Richt-
linien auch eine demonstrative Aufzählung jener
außeruniversitären Einrichtungen am Hochschulort

enthalten, durch deren Prüfungszeugnisse die
erforderliche Kenntnis von Fremdsprachen gemäß
Abs. 4 nachgewiesen werden kann.

W a h l f ä c h e r

§ 13. Bei Wahlfächern besteht die Wahlmöglich-
keit nur hinsichtlich solcher Fächer, die im Studien-
plan ausdrücklich angeführt werden. Eine Auf-
nahme in den Studienplan durch die Studienkom-
mission ist nur zulässig, wenn für dieses Fach die
notwendigen Lehr- und Forschungseinrichtungen
an der Universität vorhanden sind und auf Grund
dessen auch ausreichend Lehrveranstaltungen aus
diesem Fach an der Universität durchgeführt wer-
den können. Der Wechsel eines Wahlfaches ist
nach erfolgter Zulassung zur Teilprüfung der
jeweiligen Wahlfachgruppe ausgeschlossen.

U n t e r r i c h t s v e r s u c h e

§ 14. (1) Unter Berücksichtigung des Fortschritts
didaktischer Erkenntnisse sowie der besonderen
Bedeutung von Interdisziplinarität und Praxisbezo-
genheit der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
sind im Studienplan im Rahmen der in den §§ 3
Abs. 1 und 6 Abs. 1 festgelegten Stundenzahl für
die Pflicht- und Wahlfächer Unterrichtsversuche
einzurichten.

(2) Als neue Formen des Unterrichts können ins-
besondere vorgesehen werden:

a) Lehrveranstaltungen, die sich besonderer
didaktischer Methoden bedienen;

b) Lehrveranstaltungen, die interdisziplinär den
Zusammenhang einzelner Prüfungsfächer
hervorheben;

c) Lehrveranstaltungen, die durch Beiziehung
hiefür besonders geeigneter Vortragender
oder durch Bearbeitung entsprechender Pro-
blemstellungen im besonderen Maß der prak-
tischen Ausbildung der Studierenden dienen
und konkrete Einblicke in die praktische
Berufsausbildung ermöglichen.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
dafür zu sorgen, daß jedenfalls im zweiten Studien-
abschnitt Unterrichtsversuche im Umfang von min-
destens zwei Semesterwochenstunden durchgeführt
und zum Zweck der Verbesserung laufend über-
prüft werden.

F r e i f ä c h e r

§ 15. Jeder Studierende ist berechtigt, die von
ihm nicht als Prüfungsfächer gewählten Wahlfä-
cher der Studienrichtung als Freifächer zu inskri-
bieren und die im Studienplan für diese Fächer
geforderten Leistungsnachweise zu erbringen. Auf
Grund dieser Nachweise kann er verlangen, daß er
in solchen Fächern eine Prüfung ablegen darf und
ihm über diese ein besonderes Zeugnis ausgestellt
wird.
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V e r l e i h u n g d e s a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - und

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

§ 16. (1) An die Absolventen des Diplomstu-
diums der Studienrichtung Wirtschaftsinformatik
ist der akademische Grad „Magister der Sozial-
und Wirtschaftswissenschaften", lateinische
Bezeichnung „Magister rerum socialium oeconomi-
carumque", abgekürzt „Mag. rer. soc. oec", zu
verleihen.

(2) Um die Verleihung des akademischen Grades
ist beim Fakultätskollegium anzusuchen. Dem
Gesuch ist das Studienbuch anzuschließen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades ist
zu beurkunden.

III. ABSCHNITT

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

§ 17. Gemäß § 45 Abs. 7 AHStG haben ordentli-
che Hörer, die vor Inkrafttreten des auf Grund die-
ser Verordnung erlassenen Studienplanes ihr Stu-
dium begonnen haben, das Recht, sich durch
schriftliche Erklärung zu Beginn des auf das
Inkrafttreten des neuen Studienplanes folgenden
Semesters diesem neuen Studienplan zu unterstel-
len. In diesem Fall werden zurückgelegte Studien
dieser Studienrichtung zur Gänze in die vorge-
schriebene Studiendauer eingerechnet und alle
abgelegten Prüfungen anerkannt. Erfolgt die
Unterstellung unter den neuen Studienplan wäh-
rend des ersten Studienabschnittes, so sind die feh-
lenden Lehrveranstaltungen und Prüfungen bis
zum Ende des sechsten einrechenbaren Semesters
nachzuholen; erfolgt sie nach Abschluß des ersten
Studienabschnittes, so sind die fehlenden Lehrver-
anstaltungen und Prüfungen bis zum Antreten zur
letzten Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung
nachzuholen.

Fischer

177 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 17. April
1984 über die Studienordnung für die Studien-

richtung Statistik
(Studienordnung Statistik)

Auf Grund des Bundesgesetzes über sozial- und
wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtungen
vom 20. Jänner 1983, BGBl. Nr. 57, in Verbindung
mit dem Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz,
BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 116/1984, wird verordnet:

I. ABSCHNITT

E i n r i c h t u n g

§ 1. Die Studienrichtung Statistik ist an den
Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultä-
ten der Universitäten Wien und Linz einzurichten.

II. ABSCHNITT

S t u d i e n a b s c h n i t t e u n d
S t u d i e n d a u e r

§ 2. (1) Das Diplomstudium der Studienrichtung
Statistik besteht aus zwei Studienabschnitten in der
Dauer von je vier Semestern.

(2) Die zuständige akademische Behörde hat auf
Antrag des Studierenden die Inskription von einem
Semester in einem der beiden Studienabschnitte zu
erlassen, wenn der Studierende die im Studienplan
vorgesehenen Lehrveranstaltungen innerhalb der
verkürzten Studiendauer inskribiert und die Vor-
aussetzungen für die Zulassung zur ersten Diplom-
prüfung oder zur letzten Teilprüfung der zweiten
Diplomprüfung erfüllt hat.

(3) Der erste Studienabschnitt dient der Einfüh-
rung in die Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
sowie der Einführung in rechtswissenschaftliche,
geisteswissenschaftliche und formalwissenschaftli-
che Fächer, die eine Grundlage für das Studium der
Statistik darstellen.

(4) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
mittlung und Vertiefung jener Kenntnisse, durch
die die wissenschaftliche Berufsvorbildung sicher-
gestellt wird.

(5) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r im
e r s t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 3. (1) Im ersten Studienabschnitt sind insge-
samt 80 Wochenstunden, nach Maßgabe des Stu-
dienplanes 70 Wochenstunden aus den Pflicht- und
Wahlfächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach
Inskription der Pflicht- und Wahlfächer auf die
Gesamtstundenzahl (80 Wochenstunden) noch feh-
lende Zahl von Wochenstunden ist durch Inskrip-
tion von Freifächern (§ 15) zu erfüllen. Die im Stu-
dienplan empfohlenen Freifächer sind besonders zu
beachten. In jedem Semester sind jedenfalls minde-
stens 15 Wochenstunden zu inskribieren.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflicht- und Wahlfächern zu
inskribieren:
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(3) Die Studienkommission hat bei Erlassung des
Studienplanes darauf zu achten, daß die gemäß
§ 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes für die Zulassung zu einer Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung erforderliche Teilnahme an
vorgeschriebenen Übungen, Proseminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften und Kon-
versatorien den ordentlichen Hörern insoweit
bereits ab dem ersten Semester des ersten Studien-
abschnittes ermöglicht wird, daß die Ablegung der
Teilprüfungen der ersten Diplomprüfung in gleich-
mäßigen zeitlichen Abständen bis zum Ende des
vierten Semesters möglich wird.

Z u l a s s u n g z u r e r s t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 4. (1) Die Zulassung zu Teilprüfungen der
ersten Diplomprüfung setzt die Inskription der vom
Studienplan für das Prüfungsfach vorgesehenen
Lehrveranstaltungen und die Erbringung der im
Studienplan gemäß § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen Lei-
stungsnachweise aus diesem Fach sowie die Inskrip-
tion und Teilnahme an der Orientierungslehrveran-
staltung gemäß § 3 Abs. 2 Z 7 voraus.

(2) Die Zulassung zur letzten Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung setzt auch die Absolvierung
aller Vorprüfungen sowie den Nachweis der
Kenntnis einer für das Studium der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften wichtigen lebenden
Fremdsprache voraus. Wird diese Kenntnis nicht
durch ein Reifeprüfungszeugnis (§ 7 Abs. 1

AHStG) nachgewiesen, so ist sie in Form einer
Ergänzungsprüfung (§ 7 Abs. 4 AHStG) nachzu-
weisen.

E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 5. (1) Im Rahmen der ersten Diplomprüfung
sind

a) Diplomprüfungsfächer:
1. Mathematik für Statistiker;
2. Einführung in die Statistik;
3. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre,
Grundzüge der politischen Ökonomie
unter Berücksichtigung der neueren
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte;

b) Vorprüfungsfächer:
1. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-

genden Fächer:
Grundzüge des Privatrechts,
Grundzüge des öffentlichen Rechts;

2. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-
genden Fächer:
Grundzüge und Methoden der Soziolo-
gie,
die gewählte Fremdsprache;

3. Grundzüge der Informatik.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamtprü-
fung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern mündlich abzuhalten ist. Die Stu-
dienkommission kann im Studienplan aus pädago-
gischen Gründen anstelle der mündlichen die
schriftliche Abhaltung der Prüfung vorschreiben.

(3) Wenn der erste Studienabschnitt nicht in der
in § 2 Abs. 1 vorgesehenen Zeit von vier Semestern
abgeschlossen worden ist, sind die beiden folgen-
den Semester gemäß § 20 Abs. 3 AHStG schon für
den zweiten Studienabschnitt einzurechnen. Inner-
halb dieser beiden Semester sind unter Beachtung
der besonderen Zulassungsvoraussetzungen (§10
Abs. 3 AHStG und § 7 dieser Verordnung) die
Absolvierung von Lehrveranstaltungen und das
Antreten zu Prüfungen des zweiten Studienab-
schnittes zulässig. Dies kann für bestimmte Fächer
im Studienplan auch über das sechste einrechen-
bare Semester hinaus gestattet werden, sofern
wenigstens ein Großteil der ersten Diplomprüfung
bereits abgelegt worden ist.

P f l i c h t f ä c h e r u n d W a h l f ä c h e r im
z w e i t e n S t u d i e n a b s c h n i t t

§ 6. (1) Im zweiten Studienabschnitt sind insge-
samt 72 Wochenstunden, davon nach Maßgabe des
Studienplanes 62 Wochenstunden aus den Pflicht-
und Wahlfächern (Abs. 2) zu inskribieren. Die nach
Inskription der Pflicht- und Wahlfächer auf die
Gesamtstundenzahl (72 Wochenstunden) noch feh-
lende Zahl von Wochenstunden ist durch Inskrip-
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tion von Freifächern (§ 15) zu erfüllen. Die im Stu-
dienplan empfohlenen Freifächer sind besonders zu
beachten. In jedem Semester sind jedenfalls minde-
stens 12 Wochenstunden zu inskribieren.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflichtfächern und Wahlfächern
zu inskribieren:

(3) Zur praxisnahen Gestaltung der Berufsvorbil-
dung sind im Studienplan Praktika oder andere
Lehrveranstaltungen, die im besonderen Maß der
praktischen Ausbildung der Studierenden dienen,
vorzusehen. Das Ausmaß darf, sofern eine Ferial-
praxis vorgesehen ist, acht Wochen und sofern
Lehrveranstaltungen vorgesehen werden, acht
Semesterwochenstunden nicht überschreiten.

Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

§ 7. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung der
zweiten Diplomprüfung setzt die Inskription der im
Studienplan vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen
des betreffenden Prüfungsfaches und die positive
Beurteilung der Teilnahme an den im Studienplan
hinsichtlich des betreffenden Prüfungsfaches
gemäß §§ 16 Abs. 15 und 27 Abs. 2 des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes vorgeschriebenen
Lehrveranstaltungen voraus.

(2) Voraussetzung für die Zulassung zur letzten
Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung ist über-
dies die Absolvierung aller Teilprüfungen aus den
Vorprüfungsfächern und die Approbation der
Diplomarbeit.

Z w e i t e D i p l o m p r ü f u n g

§ 8. (1) Im Rahmen der zweiten Diplomprüfung
sind

a) Diplomprüfungsfächer:
1. theoretische Statistik;
2. angewandte Statistik einschließlich Sozial-

und Wirtschaftsstatistik und empirische
Sozialforschung;

3. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-
genden Fächer:
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre,
eine besondere Betriebswirtschaftslehre
nach Wahl des Kandidaten,
Volkswirtschaftstheorie, Volkswirtschafts-
politik und Finanzwissenschaften,
eine spezielle Soziologie nach Wahl des
Kandidaten,
Psychologie;

4. nach Wahl des Kandidaten eines der fol-
genden Fächer:
angewandte Informatik,
Unternehmensforschung,
Ökonometrie.

b) Vorprüfungsfächer:
1. eines der beiden unter lit. a Z 4 nicht

gewählten Fächer;
2. das andere der beiden unter lit. a Z 4 nicht

gewählten Fächer.

(2) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in Form von Teilprüfungen über das
Gesamtgebiet der einzelnen Prüfungsfächer vor
Einzelprüfern abzuhalten ist.

(3) Die Prüfung aus jedem Diplomprüfungsfach
besteht aus einem schriftlichen und einem mündli-
chen Prüfungsteil. Die Zulassung zum mündlichen
Prüfungsteil ist von der positiven Beurteilung der
schriftlichen Prüfungsarbeit abhängig. Der Präses
der Prüfungskommission hat je nach Art der zu
lösenden Aufgabe anzuordnen, ob die Prüfungsar-
beit als Klausur-, Instituts- oder Hausarbeit anzu-
fertigen ist.

(4) Der Zeitraum zwischen der Anfertigung der
Prüfungsarbeit und dem Beginn des mündlichen
Prüfungsteiles im Rahmen derselben Teilprüfung
hat höchstens vier Wochen zu betragen.

(5) Hinsichtlich der Prüfungen aus den Vorprü-
fungsfächern hat die zuständige Studienkommis-
sion im Studienplan nach Maßgabe pädagogischer
Gründe festzulegen, ob diese Prüfungen schriftlich
oder mündlich abzuhalten sind.
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D i p l o m a r b e i t

§ 9. (1) Der Kandidat hat durch die selbständige
Bearbeitung eines Themas den Erfolg der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung durch eine Diplom-
arbeit (§ 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes) nachzuweisen.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist den Diplom-
prüfungsfächern der ersten Diplomprüfung gemäß
§ 5 Abs. 1 lit. a oder den Diplomprüfungsfächern
und Vorprüfungsfächern der zweiten Diplomprü-
fung gemäß § 8 Abs. 1 zu entnehmen, sofern diese
Fächer keine Grundzüge-Fächer (§ 10) sind.

(3) Die Diplomarbeit muß in engem themati-
schen Zusammenhang mit jenem Fach stehen, das
die Studienrichtung wesentlich charakterisiert.

(4) Der Kandidat hat das Recht, das Thema der
Diplomarbeit nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 vor-
zuschlagen und einen seiner Lehrbefugnis gemäß
§ 23 Abs. 1 lit. a UOG nach zuständigen Universi-
tätslehrer um die Betreuung zu ersuchen oder das
Thema der Diplomarbeit aus einer Anzahl von
Vorschlägen nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 aus-
zuwählen (§ 5 Abs. 2 lit. f des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes).

(5) Lehnt der vom Kandidaten gewählte Univer-
sitätslehrer die Betreuung bzw. die Vergabe von
Themenvorschlägen ab, so hat der Präses der Prü-
fungskommission für die zweite Diplomprüfung
auf Antrag des ordentlichen Hörers den Universi-
tätslehrer zu bestimmen, der die Betreuung des
Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplomarbeit
zu übernehmen bzw. dem betreffenden Kandidaten
Themen vorzuschlagen hat. Hiebei ist dem betref-
fenden Universitätslehrer vom Präses eine Frist zu
setzen, die nicht kürzer als zwei Wochen und nicht
länger als zwei Monate sein darf. Die Betreuung
bzw. die Erstellung von Vorschlägen darf nicht mit
der Begründung verweigert werden, daß der Kan-
didat die Teilprüfung in dem Fach, dem das Thema
entnommen werden soll, noch nicht abgelegt hat.
Dem Universitätslehrer, der das Thema der
Diplomarbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die
Betreuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung
der Diplomarbeit.

(6) Die Vergabe des Themas der Diplomarbeit
gemäß Abs. 4 und 5 darf frühestens in den letzten
zwei Wochen des zweiten, in den zweiten Studien-
abschnitt einrechenbaren Semesters erfolgen. Die
erste Diplomprüfung muß jedoch vollständig abge-
legt sein.

(7) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskom-
mission für die zweite Diplomprüfung einzurei-
chen. Der Universitätslehrer, der den Verfasser der
Diplomarbeit betreut hat, ist vom Präses zum
Begutachter zu bestellen. Die Beurteilung durch
den Begutachter hat innerhalb von höchstens drei
Monaten zu erfolgen.

(8) Die Diplomarbeit ist grundsätzlich als Haus-
arbeit durchzuführen. Im Einzelfall kann die Prü-
fungskommission ausnahmsweise festlegen, daß die
Diplomarbeit als Institutsarbeit durchzuführen ist,
wenn dies vom Betreuer im Einvernehmen mit dem
Kandidaten beantragt wurde und pädagogische
Gründe dafürsprechen.

G r u n d z ü g e - F ä c h e r

§ 10. Soweit im Rahmen eines Prüfungsfaches
nur die Grundzüge des Faches zu prüfen sind, ist
bei der Abhaltung der Prüfungen darauf zu achten,
daß — unter bewußtem Verzicht auf die Vollstän-
digkeit des Stoffes — nur die für das Fach kenn-
zeichnenden und wesentlichen Inhalte geprüft
werden.

R e c h t s f ä c h e r

§ 11. Ausländische Studierende sind berechtigt,
anstelle der in dieser Verordnung genannten öster-
reichischen Rechtsfächer Kenntnisse über diese
Fachgebiete im Recht ihres Heimatstaates nachzu-
weisen, wenn an der österreichischen Universität,
an der sie immatrikuliert sind, entsprechende Lehr-
veranstaltungen regelmäßig angeboten werden.

F r e m d s p r a c h e n

§ 12. (1) Die im Rahmen dieser Verordnung vor-
geschriebene. Ausbildung in Fremdsprachen (frem-
den Wirtschaftssprachen) hat sich an den in § 28
Abs. 2 lit. a des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes angeführten Grundsätzen zu orientieren.

(2) Die Studierenden sind berechtigt, Englisch,
Französisch oder eine andere lebende Fremdspra-
che zu wählen, die von der Studienkommission in
den Studienplan aufgenommen wurde. Die Auf-
nahme in den Studienplan ist nur zulässig, wenn für
dieses Fach die notwendigen Lehr- und For-
schungseinrichtungen an der Universität vorhanden
sind und auf Grund dessen auch ausreichend Lehr-
veranstaltungen aus diesem Fach an der Universität
durchgeführt werden können.

(3) Die Inskription der Lehrveranstaltungen aus
der Fremdsprache kann von der zuständigen Stu-
dienkommission auf Antrag des ordentlichen
Hörers im Fall der Anerkennung von Prüfungs-
zeugnissen außeruniversitärer Einrichtungen erlas-
sen werden.

(4) Die im Rahmen von in dieser Verordnung
vorgeschriebenen Vorprüfungen nachzuweisende
Kenntnis von Fremdsprachen kann auch durch
Prüfungszeugnisse außeruniversitärer Einrichtun-
gen nachgewiesen werden. Bei Anerkennung derar-
tiger Prüfungen sind die Bestimmungen des § 21
Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
sinngemäß anzuwenden.

(5) Die Studienkommission kann gemäß § 58
lit. e UOG Richtlinien für die Entscheidung des



1418 78. Stück — Ausgegeben am 4. Mai 1984 — Nr. 177

Vorsitzenden über Anträge von Studierenden hin-
sichtlich der Anerkennung von Prüfungszeugnissen
außeruniversitärer Einrichtungen gemäß Abs. 4
erlassen. Neben den grundsätzlichen Anforderun-
gen an die solchen außeruniversitären Prüfungs-
zeugnissen zugrunde liegenden Inhalte können
diese Richtlinien auch eine demonstrative Aufzäh-
lung jener außeruniversitären Einrichtungen am
Hochschulort enthalten, durch deren Prüfungs-
zeugnisse die erforderliche Kenntnis von Fremd-
sprachen gemäß Abs. 4 nachgewiesen werden kann.

W a h l f ä c h e r

§ 13. Bei Wahlfächern besteht die Wahlmöglich-
keit nur hinsichtlich solcher Fächer, die im Studien-
plan ausdrücklich angeführt werden. Eine Auf-
nahme in den Studienplan durch die Studienkom-
mission ist nur zulässig, wenn für dieses Fach die
notwendigen Lehr- und Forschungseinrichtungen
an der Universität vorhanden sind und auf Grund
dessen auch ausreichend Lehrveranstaltungen aus
diesem Fach an der Universität durchgeführt wer-
den können. Der Wechsel eines Wahlfaches ist
nach erfolgter Zulassung zur Teilprüfung der
jeweiligen Wahlfachgruppe ausgeschlossen.

U n t e r r i c h t s v e r s u c h e

§ 14. (1) Unter Berücksichtigung des Fortschritts
didaktischer Erkenntnisse sowie der besonderen
Bedeutung von Interdisziplinarität und Praxisbezo-
genheit der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
sind im Studienplan im Rahmen der in den §§ 3
Abs. 1 und 6 Abs. 1 festgelegten Stundenzahl für
die Pflicht- und Wahlfächer Unterrichtsversuche
einzurichten.

(2) Als neue Formen des Unterrichts können ins-
besondere vorgesehen werden:

a) Lehrveranstaltungen, die sich besonderer
didaktischer Methoden bedienen;

b) Lehrveranstaltungen, die interdisziplinär den
Zusammenhang einzelner Prüfungsfächer
hervorheben;

c) Lehrveranstaltungen, die durch Beiziehung
hiefür besonders geeigneter Vortragender
oder durch die Bearbeitung entsprechender
Problemstellungen im besonderen Maß der
praktischen Ausbildung der Studierenden
dienen und konkrete Einblicke in die prakti-
sche Berufsausbildung ermöglichen.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
dafür zu sorgen, daß jedenfalls im zweiten Studien-
abschnitt Unterrichtsversuche im Umfang von min-
destens zwei Semesterwochenstunden durchgefühlt

und zum Zweck der Verbesserung laufend über-
prüft werden.

F r e i f ä c h e r

§ 15. Jeder Studierende ist berechtigt, die von
ihm nicht als Prüfungsfächer gewählten Wahlfä-
cher der Studienrichtung als Freifächer zu inskri-
bieren und die im Studienplan für diese Fächer
geforderten Leistungsnachweise zu erbringen. Auf
Grund dieser Nachweise kann er verlangen, daß er
in solchen Fächern eine Prüfung ablegen darf und
ihm über diese ein besonderes Zeugnis ausgestellt
wird.

V e r l e i h u n g des a k a d e m i s c h e n
G r a d e s „ M a g i s t e r d e r S o z i a l - u n d

W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t e n "

§ 16. (1) An die Absolventen des Diplom-
studiums der Studienrichtung Statistik ist der aka-
demische Grad „Magister der Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften", lateinische Bezeichnung
„Magister rerum socialium oeconomicarumque",
abgekürzt „Mag. rer. soc. oec." zu verleihen.

(2) Um die Verleihung des akademischen Grades
ist beim Fakultätskollegium anzusuchen. Dem
Gesuch ist das Studienbuch anzuschließen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades ist
zu beurkunden.

III. ABSCHNITT

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

§ 17. Gemäß § 45 Abs. 7 AHStG haben ordentli-
che Hörer, die vor Inkrafttreten des auf Grund die-
ser Verordnung erlassenen neuen Studienplanes ihr
Studium begonnen haben, das Recht, sich durch
schriftliche Erklärung zu Beginn des auf das
Inkrafttreten des neuen Studienplanes folgenden
Semesters diesem neuen Studienplan zu unterstel-
len. In diesem Fall werden zurückgelegte Studien
dieser Studienrichtung zur Gänze in die vorge-
schriebene Studiendauer eingerechnet und alle
abgelegten Prüfungen anerkannt. Erfolgt die
Unterstellung unter den neuen Studienplan wäh-
rend des ersten Studienabschnittes, so sind die feh-
lenden Lehrveranstaltungen und Prüfungen bis
zum Ende des sechsten einrechenbaren Semesters
nachzuholen; erfolgt sie nach Abschluß des ersten
Studienabschnittes, so sind die fehlenden Lehrver-
anstaltungen und Prüfungen bis zum Antreten zur
letzten Teilprüfung der zweiten Diplomprüfung
nachzuholen.

Fischer


